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Musik beflügelt. Musizieren macht 
Spaß, ein Auftritt stolz. Und ein 

Wettbewerb bringt die Herausforde-
rung. Eine Rekordzahl von 650 Kin-
dern und Jugendlichen hatte sich 
Mitte Februar zum Berliner Regional-
wettbewerb »Jugend musiziert« an-
gemeldet, der weiterführt zum Lan-
deswettbewerb Ende März und Bun-
deswettbewerb Anfang Juni. Diese 
Berliner Rekordbeteiligung sei umso 
erfreulicher, so der Vorsitzende des 
Landesausschusses »Jugend musi-
ziert Berlin« Markus Wenz, »wenn 
man sich die wachsenden schuli-
schen Belastungen und das umfang-
reiche Freizeitangebot in unserer 
Stadt vor Augen führt. Das eigene 
Musizieren ist demnach für viele Kin-
der und Jugendliche nach wie vor 
sehr attraktiv.« 

Das ist so und das ist gut so. Doch 
um Kindern die Flöten- und andere 
wohlklingende Töne beizubringen, 

bedarf es regelmäßigen Unterrichts 
– in nicht unerheblichem Maße von 
qualifizierten Lehrkräften an den 
Musikschulen geleistet. Diese mach-

ten in den vergangenen Jahren öf-
fentlich und unüberhörbar auf ihre 
teilweise prekäre Situation aufmerk-
sam – vor allem, wenn sie als Hono-
rarkräfte tätig waren. Und das sind 
die meisten. Sie forderten – analog 
zur bundesweiten Situation – auch 
in Berlin mehr Festanstellungen und 
zudem tarifvertragliche Regelungen.

Protestiert wurde lange und laut-
stark. Der Paukenschlag kam im Ja-
nuar. Der Senat akzeptiert jetzt die 
von ver.di geforderten Tarifverhand-
lungen. Das Abgeordnetenhaus hat 

beschlossen, die bislang einseitigen 
(und bürokratischen) Ausführungs-
vorschriften für Honorarkräfte durch 
einen Tarifvertrag abzulösen. Die Ent-
lohnung soll erhöht, die soziale Ab-
sicherung verbessert werden. Bei 
»dauerhaftem Tätigkeitsbedarf« wer-
den Honorar- in Arbeitsverträge um-
gewandelt. »Zwischenziel« sind min-
destens 20 Prozent Festanstellungen 
bis 2021, wie auch der Landesmusik
rat Berlin gefordert hatte mit seiner 
Selfie-Aktion (Sprachrohr 3/2016 be-
richtete). 

Ein Tarifvertrag bietet Verlässliches 
statt bisheriger Unsicherheit: Durch 
ihn kann nicht nur die regelmäßige 
Honorarerhöhung gesichert, son-
dern können auch feste Abschlags-
zahlungsbeträge und -termine sowie 
unterschiedliche Honorarsätze nach 
Belastung z.B. für Einzel- und Grup-
penunterricht eingeführt werden. 
Zudem lassen sich Honorarfortzah-

lungen ab dem ersten Krankheitstag, 
unbefristete Honorarverträge mit 
Kündigungsfristen wie bei Festange-
stellten, Regelungen zu Fortzahlun-
gen bei Schwangerschaft und für 
Kinderbetreuungszeiten und anderes 
mehr vereinbaren. Ziel muss es sein, 
so ver.di, »festangestellte und frei-
berufliche Musikschullehrerinnen und 
-lehrer in ihren Arbeits- und Einkom-

mensbedingungen gleichzustellen.« 
Was konkret gefordert und verein-
bart werden soll, darüber wird Mitte 
März auf einer ver.di-Mitgliederver-
sammlung entschieden. Das Vorspiel 
ist absolviert. � B.E.

www.musik.verdi.de/regional/berlin-bran-
denburg
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Feste und Freie sollen 

gleichgestellt sein

Verlässliches statt 

weitere Unsicherheit

Paukenschlag zum Jahresauftakt
Senat akzeptiert Tarifverhandlungen für Musikschullehrkräfte – Tarifvertrag wird bürokratische 
Ausführungsvorschriften ablösen – 20 Prozent Festanstellungen als Zwischenziel
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Die Rente ist Spiegelbild des Er-
werbslebens. Und für Frauen ist 

die gesetzliche Rentenversicherung 
die wichtigste Säule der Alterssiche-
rung. Doch gerade sie können bei 
relativ niedrigem Einkommen auch 
nach langer Beitragszahlung keine 
armutsvermeidende Rentenhöhe er-
reichen. Ein Beispiel: Wer den gesetz-
lichen Mindestlohn von derzeit 8,84 
Euro in einem Vollzeitjob erhält, er-
wirbt nach einem Jahr eine Renten-
anwartschaft von etwa 15 Euro Brut-
to-Monatsrente. Vierzig Jahre mit 
Mindestlohn bringen demnach rund 
600 Euro. Bei Teilzeitarbeit sieht es 
nicht besser aus. Wer monatlich 1.000 
Euro in der Lohntüte hat, kommt 
nach 40 Jahren auf eine Rente von 
rund 400 Euro. Wer längere Zeit gut 
verdient, aber Lücken aufgrund von 
sozial nicht abgesicherter Selbstän-
digkeit aufweist, gerät in die Gefahr, 
im Alter auf Grundsicherung ange-
wiesen zu sein. Das gilt für Frau und 
Mann.

Sozial nicht bzw. ungenügend ab-
gesicherte Jobs, (unfreiwillige) Teil-
zeit und ein geringes Entgelt führen 
zu geringerem Alterseinkommen. Bei 
Frauen treffen diese Aspekte oftmals 
zusammen. Bei der Rente ist die Lü-
cke zwischen Frauen und Männern 
deutlich größer als bei den Löhnen. 
Der Gender Pay Gap, der die Lohn-

lücke beschreibt, beträgt bundesweit 
21 Prozent, der Gender Pension Gap, 
der Angaben zur Rentenlücke macht, 
liegt in den alten Bundesländern bei 
42 Prozent, in den neuen bei 23. In 

Zukunft wird der Gender Pension 
Gap schrumpfen, so das Ergebnis ei-
ner aktuellen, von der Hans-Böckler-
Stiftung geförderten Untersuchung. 
Einen der Gründe für den Geschlech-
terunterschied sieht die Studie u.a. 
darin, dass Frauen ihre Erwerbstätig-
keit häufiger unterbrechen als Män-

ner. Auch hier gibt es Unterschiede 
zwischen Ost und West. Empfohlen 
wird, die Infrastruktur für Familien 
auszubauen, um Erwerbsunterbre-
chungen zu begrenzen und auch die 

betriebliche Altersversorgung im Au-
ge zu behalten.

Was ist zu tun? Vieles! Um der 
mangelnden Absicherung von Frau-
en entgegenzuwirken, brauchen wir 
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
wie das Eindämmen des Niedriglohn-
bereiches und die Erhöhung des Min-

destlohns. Eine stärkere Tarifbindung 
ist zwingend erforderlich. Existenz-
sichernde Arbeitsverhältnisse sollten 
gefördert werden. Alle Barrieren, die 
atypisch beschäftigten Frauen den 
Weg in ein Normalarbeitsverhältnis 
versperren, müssen beseitigt werden. 
Möglichkeiten der beruflichen Qua-
lifikation sollten ausgebaut werden. 
Handlungsbedarf besteht hinsichtlich 
des Abbaus von Langzeitarbeitslo-
sigkeit und neuer Chancen für lang-
zeitarbeitslose Frauen. 

Reformen im Rentenrecht sind er-
forderlich, um Altersarmut bei Frau-
en zu bekämpfen. Dabei muss das 
Rentenniveau deutlich angehoben 
werden. Nötig sind bessere Erwerbs-
minderungsrenten, die Wiederbe-
gründung der rentensteigernden Be-
wertung von Alg II-Zeiten, die ren-
tenrechtliche Aufwertung von Sor-
ge- und Pflegearbeit und das Hono-
rieren von Doppelbelastungen durch 
Familien- und Erwerbsarbeit. Für 
mehr Frauen sollte es eine weitge-
hend arbeitgeberfinanzierte und 
staatlich bezuschusste betriebliche 
Altersversorgung geben. Auch die 
Solidargemeinschaft der Rentenver-
sicherung kann gestärkt werden, in-
dem mehr bislang dort nicht versi-
cherte Erwerbstätige einzahlen.

Altersarmut ist nichts, was wir ein-
fach hinnehmen sollten.

nen und aus der Literaturszene ins-
gesamt vertraute Namen – Kunert, 
Brasch, Wawerzinek, Dückers, Jan-
kowski, Stolterfoht, Wagner, Schmidt 
etc. – durchtriebene, durchgeistigte, 
schnodderig-intime Poesie. Aus lyri-
scher Innensicht spiegelt sie Archi-
tektur und Zeitgeschichte. Den Ab-
lauf der Gedichte bestimmen Ziel 
und zu tangierende Stationen, nicht 
die da und dort auftauchenden Dich-
ter-Namen. 

Wo ist die laut Titel angezielte Mit-
te von Berlin? Es habe keine, befin-
det Mitherausgeber Jankowski in ei-
nem seiner Gedichte und lässt erah-
nen, dass es um mehr geht als um 
ein besonderes Hauptstadtporträt. 

Fremde eigene Welt wird en detail 
vor Ort erkundet. »In der zugigen 
Kälte des Hauptbahnhofs« fühlt sich 
Martin Piekar »umgangssprachlich 
fremdstämmig«. Im Verschwinden 
von Bauten und Straßennamen (Di-

mitroff- jetzt Danziger Straße …) er-
kennt Tanja Dückers verlorene Men-
schen inmitten eines Main-Streams 
der Geschichte. Dabei bleibt es nicht, 
wenn AnniKa von Trier selbstbewusst 
auf anderen Reichtum im Verhältnis 

zum materiellen setzt, wenn Kathrin 
Schmidt im »berlinsmog« Welt er-
spürt und Ulf Stolterfoht in »erst mal 
die fakten« darauf herumreitet, Bier-
mann habe verschwiegen, dass Iggy 
Pop zur »mauer laut und deutlich: 
ja gesagt« habe und Wolfmann Jack 
von »ost-staaken… überwältigt« ge-
wesen sei. Die Mauer meint nicht 
mehr nur die alte, niedergerissene, 
wie bei Günter Kunert und anderen 
nachzulesen.

Berlin erhält dank der Vielfalt von 
Handschriften poetisch-zeitge-
schichtlichen Ausdruck. Gehetzt 
kleinschriftig a lá Schmidt, in Liedge-
sang wie bei von Trier, in schönem 
lautmalendem Vers (Jan Wagner, Sy-

bylle Klefinghus), philosophischer 
Dichte samt dialektischem Wider-
spruchspaar (Kunert, Stolterfoht, 
Wawerzinek) stören die starken Bil-
der uns alles normal findende »Kin-
der der steinernen Landschaft« 
(Greßmann) kreativ auf. Gedichte 
wären gut geeignet, sich im Gewerk-
schaftsalltag zu verewigen. Wir soll-
ten sie nutzen.

Das impliziert für mich die Frage, 
warum Lyrik im täglichen Geschäft 
– auch dem der Gewerkschaft – we-
nig vorkommt, da das doch eine 
Möglichkeit wäre, in verknapptester 
Form Problemsichten aufzureißen. 
Davon abgesehen ist das schnuckli-
ge Bändchen ein schönes Geschenk, 
man kann es nach dem Tagesstress 
zum Eintauchen in die Nacht bemü-
hen. Es ist gut zu lesen, zu sehen, zu 
fühlen…� DORLE GELBHAAR

Nachtbus nach Mitte. Berliner Gedichte von 
heute. Umschlag: Stephanie Raubach, Ber-
lin – mit der Zeichnung oberbaumbrücke 
von Tim Dinter, 2009, herausgegeben von 
Martin Jankowski und Birger Hoyer, 1. Auf-
lage 2016, Verlag für Berlin-Brandenburg, 
www.verlagberlinbrandenburg.de, 18,00 
Euro ISBN 978-3-945256-55-8

Lyrik wird seltener rezensiert, nennt 
keinen großen Markt ihr eigen. In 

Buchläden ist sie schlecht vertreten. 
Auf Nachfragen hin erlebe ich verle-
genes Gestotter statt kompetenter 
Beratung. Wünscht sich das Kind 
moderne Dichtkunst zum Geburts-
tag, recherchiert man besser im In-
ternet. Im Netz werden Gedichte be-
sprochen. Im Netz kann man gleich 
kaufen. Das spezialisierte Publikum 
bleibt tendenziell unter sich. Das Po-
etische leidet an chronischem Geld-
mangel, nicht an innerer Leere. Die 
Lyrik-Anthologie »Nachtbus nach 
Mitte« stellt das unter Beweis. 59 
ambitionierte, von Berliner Lesebüh-

Buchtipp

Nachtbus 

nach Mitte

bb Verlag 2016 Lyrik kommt zu 	

wenig vor

Auf ein Wort
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Altersarmut 

von Frauen nicht 

hinnehmbar

Dr.  Judith Kerschbaumer,  Leiterin Bereich 
Sozialpolitik,  ver.di  Bundesverwaltung

Erkundung in fremder 

eigener Welt
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An den Wänden hing diesmal viel 
Abwechslungsreiches. Ein halbes 

Hundert Cartoonlobbyisten (schwe-
res Wort), also Zeichner von Karika-
turen, blickten auf unser gegenwär-
tiges postfaktisches Umfeld und 
brachten ihre Gedanken zu Papier, 
auf rund hundert Blättern. Da es bei 
Satire um Aktuelles geht, lag Frau 
Nahles' Rentenvorschlag weit vorn. 
Zum Beispiel blickt Lothar Otto auf 
den 103. Geburtstag: »Geil, 2025 
meine erste Westrente«. Und Freimut 
Wössner meint zum Thema: »Rente 
mit 69! Da fängt die Altersarmut 
später an«. Ebenso ging es um gro-
ße Politik. Schwarwel zeichnete den 
Kompromiss, auf den sich Europa an-
gesichts der Flüchtenden geeinigt 
hat: Stacheldraht. Denis Metz meint: 
»Pegida, AFD und Donald Trump gibt 
es gar nicht. Bloß Erfindungen der 
Lügenpresse«. Aber wie sehen die 
Zeichnungen zu diesen Sätzen aus? 
Man merkt, dass sich Gezeichnetes 
nicht erzählen lässt. Jedes Bild ist ein 
politischer Kommentar, gedruckt er-
setzt es einen ganzen Artikel. 

Dass hier so viele davon zu sehen 
waren, ist der Caroonlobby zu ver-
danken, die ihren Jahresauftakt mit 
der Ausstellungseröffnung beging. 
Wem der Name des Vereins noch 
nicht geläufig ist, konnte an diesem 
Januarabend einer großen Anzahl 
seiner Mitglieder begegnen, Zeich-
nerinnen und Zeichnern, die man als 
bissig oder heiter schon dem Namen 
nach kannte. Man konnte auch 
gleich die Frage loswerden, ob und 
worin sich Karikatur und Cartoon un-
terscheiden? Und vom Chef des 
Ganzen, Andreas Nicolai, vorsichtig 
erklärend erfahren, dass es prinzipi-
ell keinen Unterschied gibt, aber der 
englische Begriff deshalb nahelie-
gend ist, weil sich diese eigenstän-

dige Kunstform auf der Insel größe-
rer Anerkennung erfreut und ent-
sprechend gepflegt wird. 

Mehr vom Sammlungsschatz ist im 
eigenen Museum für Humor und Sa-
tire zu besichtigen. Die Idee zu die-
sem Haus erklärt uns Andreas Nico-

lai im Gespräch. Die Gründung im 
Jahr 2011 geschah als Gegengewicht 
zur spürbaren Geringschätzung die-
ser Kunstrichtung durch die Öffent-
lichkeit. Außerdem hat sie den Zeich-
nerinnen und Zeichnern, die Einzel-
arbeitende sind, eine Plattform für 
Gemeinsamkeit geschaffen. Das 
Haus  bedient als großer Treffpunkt 
zwei Komplexe, die Dauerausstel-
lung und eine umfangreiche Szene 

an Sonderdarstellungen – wie diese 
in der MedienGalerie. Diese Kunst 
erreicht Betrachter aller Altersklas-
sen, aller sozialen Gruppen. Deshalb 
ist ein wesentliches Anliegen, mit 
den Besuchern ins Gespräch zu kom-
men. Und natürlich: Sammeln, Auf-
bewahren dieser schnelllebigen 
Kunstprodukte ist nötig! Dafür Ver-
ein, dafür Stiftung mit Museum.

Doch das hat seinen Sitz notge-
drungen in der brandenburgischen 
Kleinstadt Luckau (von Berlin aus ge-
sehen jwd). Deshalb nennt Andreas 
Nicolai zwei Aufgaben – die kurzfris-
tige betrifft die Themen des Jahres 
2017: »Luther. Die Trumps. Die Bun-
destagswahl«. Reicher Stoff für Sa-
tire. Für ein weitergestecktes Ziel wer-
den Partner und Förderer gesucht, 
weil in den kommenden vier Jahren 
ein Museum der komischen Künste 
in Berlin entstehen soll. In der Haupt-
stadt! Wo Politik gemacht wird, soll-

te auch Karikatur zu Hause sein.
»Kann es sich die Hauptstadt von 

Deutschland denn leisten, kein ein-
ziges Forum für kritische Zeichen-
kunst und Pressezeichnung zu besit-
zen?« stellt Nicolai in den Raum. Hier 
kann Satire ihrer klassischen Aufga-
be nachkommen zu provozieren, po-
litische Entscheidungen drastisch zu 
kritisieren, damit Gedanken anzusto-
ßen, kurz gesagt, auf ihre Weise ak-
tiv einzugreifen.

Da in der Hauptstadt eine breite 
Presselandschaft angesiedelt ist, wür-
de es möglich sein, die nötige öffent-
liche Diskussion über den Umgang 
mit Satire in der Zeitung anzustoßen. 
Da ist es ein Vorzug, dass es in Berlin 
mit Rot-Rot-Grün wieder einen ei-
genständigen Senator für Kultur gibt. 
Außerdem hat sich die Staatsminis-
terin für Kultur und Medien Monika 
Grütters für »den Schutz der Kunst-
freiheit als Pflicht der Kunstpolitik« 
ausgesprochen und der Cartoonlob-
by definitiv den Mut gewünscht »zu-
zuspitzen, den Finger in die Wunde 
zu legen, zu provozieren, Tabus zu 
brechen und sich lustig zu machen, 
wo für andere der Spaß aufhört«. 

Andreas Nicolai kann ein anschau-
liches Bild des geplanten Museums 
entwerfen. Es soll ein offenes Haus 
sein, mit der Sammlung von rund 
25.000 originalgrafischen Blättern 
als Zentrum, einer Bibliothek zum 
Schmökern, zur Freihandausleihe 
und Nutzung der elektronischen Me-
dien. Hier nun ergäbe sich eine Dis-
kussion über die Wandlungen, die 
das Internet bereits bewirkt hat – 
doch das ist »ein weites Feld«. 

Das Museum in der Hauptstadtre-
gion Deutschlands ist zwar noch ei-
ne Vision, aber an ihrem Wahrwer-
den wird zielstrebig gearbeitet. 

ANNEMARIE GÖRNE

Heiter und bissig
Auftakt in der MedienGalerie mit der Cartoonlobby

Heimstatt für Humor 

nahe der Politik

»Wir brauchen ein Berliner Forum.« Andreas Nicolai (links), Chef der Cartoon-
lobby mit Künstlerkollegen in der MedienGalerie� Foto: Chr. v. Polentz/transitfoto.de

Karikaturen von der Cartoonlobby in der MedienGalerie: Burkhard Moor� … und Paolo Calleri
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Tarifmeldungen

	� Kino CineStar mit 
akzeptablem Ergebnis

In der vierten Verhandlungsrunde mit 
CineStar wurde am 27. Januar ein 
akzeptables Ergebnis erzielt. Ge-
samterhöhungen belaufen sich je 
nach Kategorie der Häuser von 4,75 
bis 7,51 Prozent. Bis zuletzt hielten 
die Arbeitgeber an dieser Entgelt-
struktur nach Kategorien fest.

 
	� Abschluss 			
bei AFP 

Anfang Februar gab es für die etwa 
50 Beschäftigten der Nachrichten-
agentur Agence France-Presse GmbH 
(AFP) ein Ergebnis. Forderungen des 
Arbeitgebers nach Kürzungen bei Ur-
laub und Gehalt wurden abgewehrt. 
Zum ersten Mal in der Berliner AFP-
Geschichte gingen die Beschäftigten 
im Dezember 2016 dafür auf die 
Straße. Unverändert wird der Man-
teltarifvertrag mit einer 35 Std.- Wo-
che, 14 Gehältern und 33-36 Tagen 
Urlaub wieder in Kraft gesetzt. Line-

are Gehaltssteigerungen lehnte der 
Arbeitgeber ab. Die Umstellung der 
Tarifgruppen auf Berufsjahre ergab 
für benachteiligte Beschäftigte eine 
Erhöhung, dafür wurden Einstiegs-
gehälter für Beschäftigte mit bis zu 
6 Jahren Berufserfahrung abgesenkt. 
Deren Vergütung liegt aber über 
dem Flächentarifvertrag der Tages-
zeitungen. 

	� PPK-Industrie mit 		
Abschluss

In der vierten Verhandlungsrunde für 
die Beschäftigten der Papier, Pappe 
und Kunststoff verarbeitenden In-
dustrie wurde eine Erhöhung um 2,1 
Prozent ab 2017 und nochmals 2,1 
Prozent ab April 2018 durchgesetzt. 

	� dpa: Einigung für 
Mutter und Töchter

Mitte Februar wurde eine Tarifeini-
gung für dpa-Mutter und -Töchter 
erzielt. Danach gibt es für die rund 
800 Beschäftigen 2,8 Prozent mehr. 
Volontäre und Azubis erhalten 80 
Euro mehr, die Einstiegsgruppe für 

Redakteure steigt auf 3.200 Euro. 
Alle haben Anspruch auf Zuschüsse 
des Arbeitgebers zur Altersvorsorge.

	� Mehr Geld im 
Öffentlichen Dienst

Für rund eine Million Beschäftigte in 
der Tarifgemeinschaft deutsche Län-
der (TdL) gab es Mitte Februar eine 
Einigung. Ab 1. Januar werden die 
Tabellenentgelte um 2 Prozent, min-
destens aber um 75 Euro erhöht. Die 
soziale Komponente dieses Mindest-
betrages gilt für alle Beschäftigten, 
deren bisheriges Entgelt niedriger als 
3.200 Euro ist. Zur ver.di-Forderung 
nach Übertragen des Tarifergebnis-
ses auf Beamte wurde von Seiten der 
TdL auf die Gesetzgebungskompe-
tenz der Länder verwiesen.

	� NBS auf Niveau 		
von 2011

Ende Januar begannen Tarifverhand-
lungen für einen Haustarifvertrag der 
nichtkünstlerisch Beschäftigten der 
neuen Bühne Senftenberg (NBS) zur 
Anpassung an den TVöD. Derzeit be-

finden sich die Beschäftigten in ei-
nem gekündigten Tarifvertrag auf 
dem Entgeltniveau von 2011. 

	� BKC auf 
Anpassungspfad

In der Brandenburgischen Kulturstif-
tung Cottbus (BKC) laufen Verhand-
lungen zu einem Anpassungspfad an 
100 Prozent des Entgeltniveaus des 
TV-L. Seit 2006 existiert hier ein 
Haustarifvertrag.

	� BE verhandelt über 
Sozialplan

Der Betriebsrat der Berliner Ensemble 
GmbH verhandelt über einen Sozial-
plan für die durch den Intendanten-
wechsel nicht weiter Beschäftigten.

	� Haustarif für die 
Schaubühne 

Seit 2016 hat die Schaubühne Berlin 
eine Tarifkommission. ver.di forderte 
die Geschäftsleitung des Privatthea-
ters zu Haustarifverhandlungen auf. 

 

Weg vom Alex: neuer Standort in Kreuzberg� Foto: Chr. v. Polentz/transitfoto.de

jedes unterhaltspflichtige Kind gibt es 
zusätzlich 2.500 Euro, auch Schwer-
behinderte und Beschäftigte zwi-
schen 50 und 61 Jahren erhalten Zu-
schläge. Gekündigte können ein Per-
spektiv-Coaching nutzen und für 
zwölf Monate in eine Transfergesell-
schaft übergehen. Verabredet wurde 
zudem eine Freiwillige Betriebsver-
einbarung, die auch Einigungs- und 
»Sprinter«-Prämien regelt.

ver.di und der DJV haben für neun 
DuMont-Gesellschaften am Berliner 
Standort einen Sozialtarifvertrag ab-
geschlossen. Er regelt die Abfindung 
bei Arbeitsplatzverlust sowie den 
Übergang in eine Transfergesell-
schaft. Nutzen können das die sechs 
Gekündigten beim Vertriebsunter-
nehmen BVZ Berlin Lesermarkt. Für 
die 16 von der Schließung der Du-
Mont Systems betroffenen IT-Be-
schäftigten gibt es ebenfalls Rege-
lungen. Leer gehen bisher 77 Berliner 
Callcenter-Beschäftigte aus, die von 
DuMont an walter services verkauft 
wurden. 

Offen ist ebenfalls eine Regelung 
über die Interessenvertretungsstruk-
tur nach dem Umzug aller Beschäf-
tigten sowie über die künftigen Ar-
beitsbedingungen in der Berliner 
Newsroom GmbH. � NEH

Äußerlich deutet am Gebäude 
bisher nichts auf die neue Nut-

zung hin. Doch der 20. Februar wur-
de von den Chefs der Berliner News-
room GmbH als »Zäsur« gefeiert. An 
diesem Montag wurden »Berliner 
Zeitung« und »Berliner Kurier« erst-
mals komplett im neuen Redaktions-
standort in der Alten Jacobstraße 
produziert. Auch die »Teams« Ge-
sellschaft, Kultur, Sport, Service, Sto-
ry und Investigativ waren nach Kreuz-
berg umgezogen. 

Was hier als Erfolg verkauft wird 
bedeutet aber auch: Mehr als die 
Hälfte der bisherigen Redakteurin-
nen und Redakteure, fast alle Redak-
tionssekretärinnen sind draußen. 94 
Kündigungsbegehren erreichten den 
Betriebsrat Mitte Februar. Allen hat 
er widersprochen. In der Begrün-
dung des Arbeitgebers hieß es, dass 
der Betrieb bis voraussichtlich Mitte 
2017 geschlossen werde und sämt-
liche Arbeitsplätze wegfallen. Nach 
Überzeugung der Interessenvertre-
tung wird der Betrieb lediglich auf 
die Berliner Newsroom GmbH über-
tragen. Man gehe von einem Be-
triebsübergang nach § 613 BGB aus. 

Von zuletzt 161 Beschäftigten sol-
len 34 Kolleginnen und Kollegen des 
»Berliner Kuriers«, 53 des Berliner 

Verlages (»Berliner Zeitung«) und 
sechs der Redaktionsgemeinschaft 2 
gekündigt werden. Selbst wenn sich 
in Einzelfällen noch etwas ändere, 
»der Aderlass ist unbeschreiblich«, 
erklärte Betriebsratsvorsitzende Re-
nate Gensch. Ende Februar sah es so 
aus: 84 im Berliner Verlag und in der 
Kurier-Redaktion Beschäftigte wer-
den nicht in die neue Gesellschaft 

übergehen. Es liegt im Ermessen je-
des Einzelnen, ob eine Abfindung 
angenommen oder auf Weiterbe-
schäftigung geklagt wird.

Im Januar war ein Sozialplan ver-
einbart worden. Danach werden Ab-
findungen gezahlt, die sich nach 50 
Prozent der Bruttomonatsgehälter 
multipliziert mit den Jahren der Be-
triebszugehörigkeit berechnen. Für 

Unsäglicher Aderlass
Beispiellose Kündigungswelle im Berliner Verlag
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	� Doppelspitze bei der 
MOZ

Die Märkische Oderzeitung hat seit 
Januar einen neuen Chefredakteur. 
Claus Liesegang kommt vom Ingol-
städter »Donaukurier« und bildet mit 
Chefredakteur Frank Mangelsdorf, 
der seit 2001 im Amt ist, eine Dop-
pelspitze. Offen sei laut MOZ-Ge-
schäftsführer Andreas Simmet noch, 
wie es mit der Doppelspitze weiter-
gehe, dazu gebe es Gespräche.

	� ARD-Sender mit 
gemeinsamem IVZ

Künftig werden die Häuser der ARD 
das 1993 gegründete Informations-
Verarbeitungszentrum (IVZ) mit Sitz 
beim Rundfunk Berlin-Brandenburg 
(rbb) gemeinsam betreiben. Mit der 
in Mainz von den Intendanten un-
terzeichneten Vereinbarung stoßen 
nun auch der Bayerische Rundfunk, 
der Hessische Rundfunk und der Süd-
westrundfunk dazu. rbb-Intendantin 
Patricia Schlesinger wertete das als 
ein »ermutigendes Signal der Einig-
keit«. Das IVZ unterstützt die Sender 
in den Bereichen SAP, Archiv- und 
Produktionssysteme, IT-Support so-
wie Rechenzentrumsleistungen.

	� Ein Ja zu den 
Gewerkschaften

Die Zustimmung zur Gewerkschaft 
ist zweieinhalbmal so hoch wie der 
Organisationsgrad der Bevölkerung. 
Nach einer aktuellen Forsa-Umfrage 
vertrauen 49 Prozent der Deutschen 
den Gewerkschaften, die damit knapp 
vor der Bundesregierung mit 48 Pro-
zent liegen. Ein Schlußlicht bilden 
Werbeagenturen mit 9 Prozent.

	� Schriftstellerinnen 
ausgezeichnet

Die Schriftstellerin Grit Poppe wurde 
mit dem Brandenburgischen Kunst-
Förderpreis (BKF) für Literatur und 
die Schriftstellerin Reglindis Rauca 
mit einem Auslandsstipendium (In-
terStip) ausgezeichnet. Diese Aus-
zeichnungen werden alljährlich vom 
Ministerium für Wissenschaft, For-
schung und Kultur des Landes Bran-
denburg vergeben. Der VS Branden-
burg gratuliert!

 Kurz und knapp

Ulrich Dalibor, Vorsitzender des jbs 
Trägervereins, zum Aus für die ver.di-
Jugendbildungseinrichtung in Berlin-
Konradshöhe

Kollege Dalibor, der im Herbst 
2016 neu konstituierte jbs-Träger-
verein hat versucht, den traditi-
onsreichen Standort für Jugend-
bildungsarbeit, zu dem Willi 
Brandt 1959 den Grundstein leg-
te, in letzter Minute zu retten 
bzw. Alternativen aufzutun. Das 
ist nicht gelungen. 
Ulrich Dalibor: Trotz vieler Aktionen 
zur Rettung des Hauses, trotz zahl-
reicher Unterstützer, offener Briefe 
und Protestdemo: Über die zum Jah-
resende 2016 ausgesprochene Kün-
digung ließ die ver.di-Immobilienge-
sellschaft, die das lukrative Grund-
stück an der Havel veräußern will, 
nicht mehr mit sich reden. Wir konn-
ten nur einen Aufschub bis 31. März 
dieses Jahres aushandeln. Bis dahin 
muss das Haus geräumt sein. Es soll 
angeblich danach abgerissen wer-
den. Natürlich wurde nach Alterna-
tiven zur Fortsetzung der auch vom 
Berliner Jugendsenat als sehr wert-
voll eingestuften und finanziell ge-
förderten Bildungsarbeit gesucht. 
Doch eine geeignete Einrichtung war 
bislang nicht zu finden.

Aber es gab ein Angebot?
Wir sind der AWO dankbar, ihr Ju-
gendkulturzentrum »Pumpe« in der 
Nähe des Berliner Lützowufers an-

geboten zu haben. Aber das Haus 
war und ist für unsere Zwecke nicht 
oder nur schlecht geeignet. Das ha-
ben wir uns genau angesehen. Es 
hätte größere und teure Umbauten 
erfordert. Vier Institutionen haben 
wir um Unterstützung angeschrie-
ben. Antwort kam von AWO und Se-
nat. Vom ver.di-Bundesvorstand ha-
ben wir nichts gehört, ein Termin mit 
der ver.di-Immobiliengesellschaft 
kam zu kurzfristig vor unserer Mit-

gliederversammlung. Um weiterzu-
machen, hätten wir zudem die Zu-
sage von ver.di zum längerfristigen 
Aufrechterhalten des jährlichen 
Mietzuschusses gebraucht. Unter 
diesen ungewissen Bedingungen 
mussten wir von einem Umzug Ab-
stand nehmen. Zudem steht das er-
fahrene, engagierte und hoch leis-
tungsfähige Personal nicht mehr zur 
Verfügung. Wir waren gezwungen, 
den Beschäftigten ebenfalls zu kün-

digen. Das war sehr schmerzlich. 
Auch, dass sich unser Verein auflö-
sen wird. 

Was bleibt?
Ich nehme bei aller Frustration mal 
das Gute: die Gewissheit, dass wun-
derbare Erlebnisse für junge Men-
schen möglich sind, wenn Gewerk-
schaft und Bildungsstätte gut zusam-
menarbeiten. Das darf bei ver.di 
nicht vergessen werden! Ich war qua 
Amt einst als DAG-Landesjugendlei-
ter schon einmal für Konradshöhe 
mitverantwortlich und habe beste 
Erinnerungen an Nutzen und Erfolg 
von Jugend-Bildungsarbeit. Zuletzt 
habe ich dort – noch als ver.di-Bun-
desfachgruppenleiter Einzelhandel, 
der ich bis zu meinem Renteneintritt 
war – ein internationales Jugend-
camp mit 40 jungen Leuten aus aller 
Welt mitorgansiert. Das war die letz-
te große jbs-Veranstaltung im Sep-
tember 2016. Die jungen Gewerk-
schafterinnen und Gewerkschafter 
haben sich mit Perspektiven ihrer Ar-
beit auseinandergesetzt und sich auf 
die UNI-Welthandelskonferenz im 
Juni 2017 in Berlin vorbereitet. Bis 
heute schwärmen sie über Facebook 
von den unvergesslichen Tagen. 
Doch wenn viele der Teilnehmer im 
Juni zur Konferenz zurückkommen 
und vielleicht einen Abstecher an die 
Havel planen, werden sie vor ver-
schlossenen Türen stehen. Konrads-
höhe ist dann Geschichte. 

INTERVIEW: BETTINA ERDMANN

Konradshöhe ist Geschichte
Keine Alternative – ver.di-Jugendbildungsstätte jbs schließt endgültig

Ulrich Dalibor Foto: Chr. v. Polentz/transitfoto.de

Aktion in der Kälte gegen soziale Kälte

Bei schneidendem Ostwind überreichten am 11. Januar ver.di Aktive vor dem Springerhochhaus dem Konzernperso-
nalchef von Springer SE Alexander Schmid-Losberg (Mitte) einen an den Vorstand gerichteten offenen Brief von der 
französischen Gewerkschaft CGT und Belegschaftsvertretern der Firma »Concept Multimedia«. Diese wichtige fran-

zösische Immobilienplattform hatte Springer gerade auf-
gekauft. Um sie für den Verkauf »attraktiv« zu machen, 
ließ die alte Geschäftsleitung zentrale Abteilungen wie 
das Call-Center schließen und kündigte zahlreichen Be-
schäftigten. Diese mit Senkung der Personalkosten be-
gründete Schließung diene gleichzeitig dazu, hier tätige 
besonders aktive Gewerkschafter loszuwerden, kritisier-
ten die französischen Kollegen. In dem Brief wird das 
Berliner Verlagshaus gewarnt, mit der Übernahme der 
»Concept Multimedia« in den laufenden sozialen Kon-
flikt zu geraten, der von der Gewerkschaft bereits vor 
die französischen Arbeitsgerichte getragen wurde. In ih-
rem Brief kündigte die CGT dem neuen Besitzer heißen 
Widerstand gegen diese Maßnahmen an. � CoLi 

Fo
to

: C
hr

. v
. P

ol
en

tz
/t

ra
ns

it
fo

to
.d

e



s p r a c h r o h r6

Ein bemerkenswertes Jubiläum: 
Am 25. Februar 2017 feierte die 

»Junge Welt« mit 600 Gästen in Ber-
lin. Vor 70 Jahren, am 12. Februar 
1947, erschien die erste Wochenaus-
gabe der »Zeitung der Jugend«, die 
später als Zentralorgan der FDJ mit 
1,5 Millionen Exemplaren das aufla-
genstärkste tägliche Blatt der DDR 
war. Das änderte sich nach der Wen-
de. Doch trotzt die »linke Zeitung 
für alle Altersgruppen« den Schwie-
rigkeiten »auf der Grundlage von 

ökonomischer Unabhängigkeit« ge-
genüber Parteien, Institutionen oder 
großen Verlagshäusern, wie Chefre-
dakteur Stefan Huth betont. 

Tatsächlich schien die »Junge 
Welt« bereits mehrfach am Ende. Im 
April 1995 verkündeten die damali-
gen Eigentümer – eine (West)Berliner 
Mediengruppe – die Einstellung. 
Doch die Produktion wurde im neu-
gegründeten Verlag 8. Mai GmbH 
wieder aufgenommen. Die Genos-
senschaft LPG junge welt eG schuf 

bis März 1998 die Grundlage dafür, 
mit 52 Prozent die Mehrheit am 
Stammkapital zu übernehmen. Zu-
vor war 1997 eine Redaktionsspal-
tung zu verkraften. Seit der Jahrtau-
sendwende, so die Geschäftsfüh-
rung, blickt die Zeitung auf eine sta-
bile Abonnentenentwicklung, Einzel-
verkäufe seien auf knapp 20.000 ge-
wachsen. Seit April 2016 ist die Lin-
ke im Berliner Format auch in Süd-
deutschland, Österreich und der 
Schweiz erhältlich. Kurz darauf wur-
de allerdings öffentlich, dass sich ein 
Fehlbetrag von fast einer Million Eu-
ro angehäuft hatte. Die LPG-Vollver-
sammlung beschloss ein Sanierungs-
programm. Die Konsolidierungsplä-
ne, so Geschäftsführer Dietmar Ko-
schmieder, seien nun umgesetzt. Die 
Genossenschaft verzichtete auf Teile 
der Schulden, Genossenschaftskre-
dite wurden in eine stille Einlage beim 
Verlag umgewandelt, das Stammka-
pital stabilisiert. Der Genossenschaft 
gehören jetzt 95 Prozent des Verla-
ges. Man sei dadurch »so gut auf-
gestellt wie noch nie in den letzten 
20 Jahren«, erklärt Koschmieder. 
Flankierend läuft eine Kampagne zur 

Abonnentengewinnung. Print- und 
Online-Abos hätten sich »überdurch-
schnittlich entwickelt«. Ob das – mit 
einer maßvollen Preiserhöhung im 
Februar – ausreichen werde, hänge 
auch von der Kostenentwicklung ab.

Die Redaktion will ihr Konzept 
fortführen, marxistische Analyse ak-
tueller Geschehnisse und Einsatz ge-

gen Krieg mit hintergründiger Be-
richterstattung aus aller Welt zu ver-
binden. Nicht nur inhaltlich arbeitet 
sie damit gegen den Trend in der Me-
dienbranche. Wachsende Anforde-
rungen verlangten mehr Personal. In 
den letzten Jahren hat sich die Zahl 
der Beschäftigten verdoppelt. Doch 
bleibe die »Junge Welt«, auch we-
gen der bescheidenen Tarifgehälter, 
»ein Betrieb mit eingebauter Selbst-
ausbeutung«. 

Eines ist sicher: Die 70 Jahre bis 
zur »Gnadenhochzeit« basieren we-
der auf Nachsicht der Leser noch 
wurden je Akteure geschont. Des-
halb allen Machern der »Jungen 
Welt« zu immensem Durchhaltever-
mögen und stetem Blick nach vorn 
herzlichen Glückwunsch! � NEH
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Mit immensem Durchhaltevermögen
Ja, es gibt sie noch: »Junge Welt« erscheint seit 70 Jahren

Erste Ausgabe vom Februar 1947 (li) � Bildquelle: Verlag 8. Mai GmbH

Vor einem Jahr wurde auf einer 
ver.di-Konferenz der Selbststän-

digen in Berlin-Brandenburg eine Lan-
deskommission Selbstständige ge-
gründet. Was hat sie sich vorgenom-
men? Marina Gabel, eine der beiden 
Sprecherinnen, gibt Auskunft.

Marina, wer seid Ihr, wofür steht 
Ihr?
Marina Gabel: Wir haben uns als ein 
fachübergreifendes ehrenamtliches 
Gremium zusammengefunden. Zu 
uns gehören Freie und Solo-Selbst-
ständige verschiedener Branchen – 
Journalisten, Künstlerinnen, IT- und 
Beratungsspezialisten, eine Dolmet-
scherin. Ich selbst arbeite als freibe-
rufliche Dozentin im Bildungsbe-
reich. In Hamburg konnte ich mit ge-
werkschaftlichem Engagement für 
Selbstständige Erfahrungen sam-
meln, und nicht nur ich fand: Auch 
Berlin-Brandenburg würde eine sol-
che Kommission gut zu Gesicht ste-
hen. Damit wollen wir den etwa 

6.500 hier als Freie oder Solo-Selbst-
ständige gemeldeten Mitgliedern 
mehr Gehör und Einfluss verschaf-
fen. Wir wollen sichtbar und ernst 
genommen werden, auch und gera-
de in der eigenen Gewerkschaft. 

Was habt Ihr Euch vorgenommen?
Einiges, doch wir brauchten Anlauf-
zeit. Trotz hauptamtlicher Unterstüt-
zung ist es bei unstetig arbeitenden 
Freiberuflern nicht leicht, gemeinsa-
me Termine im Kalender festzuma-
chen. In einer November-Klausur und 
einem Dezember-Workshop haben 
wir schließlich erste Ziele abgesteckt. 
Wir wollen netzwerken und aus der 
Isolation herauskommen. Zunächst 
befragen wir unsere freien und solo-
selbstständigen Kolleginnen und Kol-
legen zu ihrer beruflichen und wirt-
schaftlichen Situation, zu Auftrags-
lage, Absicherung und Altersvorsor-
ge. Aus dieser zu Jahresbeginn ge-
starteten Fragebogenaktion filtern 
wir Schwerpunkte für unsere Arbeit 

heraus. Sie bilden u.a. die Grundlage 
eines für den 9. September geplan-
ten Berlin-Brandenburger Selbststän-
digentages. Im Vorfeld der Wahlen 
werden wir auch Politiker befragen. 
Sie sollen Auskunft über ihr Ver-
ständnis und ihre Einstellung zur Pro-
blematik von Solo-Selbstständigen 
geben. Im Berliner Koalitionsvertrag 
gibt es zur Selbstständigkeit nur 
Schwammiges. 

Wo werden Eure Erkenntnisse 
einfließen?
In gewerkschaftliche Strategien, in 
wirkungsvollere Interessenvertre-
tung, so hoffe ich. Mehr Lobbyarbeit 
ist nötig. Dazu stehen wir auch in 
engem Kontakt mit der ver.di-Bun-
deskommission Selbstständige. Denn 
hinzunehmen ist nicht länger, dass 
Freie und Solo-Selbstständige oft in 
prekärer Situation leben müssen, da 
beispielsweise keine angemessenen 
Honorare gezahlt werden, weil die 
jeweilige Verhandlungsmacht zu 

schwach ist. Unser Anliegen ist üb-
rigens auch von wissenschaftlichem 
Interesse. Bei uns hat sich eine Dok-
torandin vom Wissenschaftszentrum 
Berlin für Sozialforschung (WZB) ge-
meldet, die sich mit Arbeit der Zu-
kunft auseinandersetzt. Ihr Fokus 
liegt auf neuen Formen der Mitbe-
stimmung – also Kollektivität abseits 
des Betriebs. Ihre Forschung und un-
sere Arbeit sollen voneinander pro-
fitieren. Das kann fruchtbar werden.

INTERVIEW: BETTINA ERDMANN

www.bb.verdi.de/gruppen/freie-und-selbst-
staendige

Wir wollen ernst genommen werden
Landeskommission Selbstständige hat sich viel vorgenommen

Einstellung war 

verkündet

Marina Gabel � Foto: Renate Koßmann
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Wenn man von der lärmerfüllten 
Landsberger Allee zwischen 

Krankenhaus und Jugendklub in den 
Ernst-Zinna-Weg einbiegt und hinauf 
zum Friedhof der Märzgefallenen 
geht, ist man mit wenigen Schritten 
in einer Oase der Stille. An den Au-
ßenseiten des begrünten Karrees lie-
gen schlichte Grabsteine. Man liest: 
I.E.Fahrmann, Schmiedelehrling aus 
Berlin, 19 Jahre; K.F Müller, Bäcker-
gesell, 50 Jahre; Adeline Behm geb. 
Neumann, 29 Jahre, Arbeitsfrau; – 
die sparsamen Inschriften sprechen 
davon, dass es Arbeiter und Hand-
werker waren, die am 18. März 1848 
auf den Barrikaden kämpften und 
ihr Leben verloren. 255 Männer und 
Frauen haben hier ihre Ruhestatt ge-
funden. Darunter auch jener Ernst 
Friedrich Rudolph Zinna, 17-jähriger 
Schlosserlehrling, der als letzter die 
Barrikade an der Jäger/Ecke Fried-
richstraße verteidigte und an einer 
Schussverletzung starb. Seit 1957 
wurde in der DDR jährlich der Ernst-
Zinna-Preis an junge Erfinder und 
Künstler verliehen, im Jahr 2000 sorg-
ten Schüler eines Friedrichshainer 
Gymnasiums für den Straßennamen.

Wenig bekannt, selbst 

unter Berlinern

Dennoch sind der Friedhof und sei-
ne Entstehungsgeschichte selbst un-
ter Hauptstädtern wenig bekannt. 
Um dem zu begegnen, ist ein Provi-
sorium ein Gewinn. Der Paul-Singer-
Verein, der sich um die Pflege dieses 
historischen Ortes kümmert, hat für 
eine Ausstellungsstätte gesorgt. 2011 
wurde ein Container aus dem Hafen 
Rostock herbeigeschafft und einge-
richtet. Man wird nun schon von 
weitem auf den Ort aufmerksam, be-
sonders wegen der Aufschrift »trotz 
alledem und alledem«. Im Inneren 
ist an den Wänden auf Schautafeln 
die Geschichte jener bewegten Tage 
nachzulesen. Europa wurde um 
1848 von einer Welle revolutionärer 

Erhebungen erfasst, gegen herr-
schende soziale Not, für bürgerliche 
Freiheiten. In Paris brodelte es, in 
Wien und Berlin. Die Industrialisie-
rung machte Handwerker brotlos, 
die fehlende staatliche Einheit ver-
hinderte einen funktionierenden 
Markt. Neben Adel, Bürgertum und 
Bauern entstand eine Unterschicht, 
der vierte Stand. Berlins Bevölkerung 
hatte sich seit 1815 durch Zuwande-
rung verdoppelt, am Stadtrand ent-
standen Elendsquartiere. Petitions- 
und Protestbewegungen trugen zur 
fundamentalen Politisierung der Öf-
fentlichkeit bei. 13.000 Soldaten bil-
deten die Ordnungsmacht des Kö-
nigs. 

Als sich am Vormittag des 18.März 
Tausende auf dem Platz vor dem 
Schloss versammelten, aber durch 
Soldaten abgedrängt wurden, eska-
lierte die Situation. Spontan wurden 
in den Straßen Barrikaden errichtet, 
Bürger und Soldaten lieferten sich 
blutige Gefechte, viele starben. Doch 
die Revolution war siegreich – am 
19. März wurden die Gefallenen auf 
dem Schlosshof aufgebahrt, und der 

König musste vor ihnen den Hut zie-
hen. Die Berliner Stadtverordneten-
versammlung beschloss die Beiset-
zung der Toten im Friedrichshain. Ei-
ne historische Darstellung zeigt, wie 
sich Tausende auf dem Gendarmen-
markt versammelten, wo die Särge 
auf den Stufen des deutschen Doms 
aufgestellt waren. Ein Trauerzug be-
gleitete sie zum Friedhof.

Ein zweites Mal haben Kämpfer 
auf dem Friedhof ihre Grabstätte ge-
funden, acht Opfer der Revolution 
vom 9. November 1918. Zehntau-
sende strömten damals zum Tempel-
hofer Feld, wo die Särge auf einem 
von Architekt Bruno Taut entworfe-
nen Podium standen. Alfred Döblin 
hat im ersten Band seiner Tetralogie 
»November 1918« dem Zug zum 
Friedrichshain ein Kapitel gewidmet, 
in dem er schreibt »Es marschierten 
die Arbeiterschaft Berlins, die Mit-
glieder der Wahlvereinigungen, 
Männer und Frauen, Jugendgrup-
pen, Truppen der Berliner Garni-
son… Kapellen lösten Kapellen ab. 
Immer wieder die Internationale und 
die Marseillaise.« Soviel zur Ge-
schichte in der gebotenen Kürze.

Hier kann Demokratie 

gelernt werden

2016 kamen 9.524 Besucher auf 
den Friedhof, eine deutlich gewach-
sene Zahl Interessierter. Ihnen den 
Ort als Stätte deutscher Geschichte 
nahe zu bringen, hat sich der Paul-
Singer-Verein zur Aufgabe gemacht. 
Im Zentrum seiner pädagogischen 

Arbeit stehen die Führungen von 
Schulklassen. »Es ist ein Ort, an dem 
Demokratie gelernt werden kann«, 
sagt Melanie Dore, eine der Mitar-
beiterinnen, die ich in ihrem Büro in 
der Alten Feuerwache an der March-
lewskistraße treffe. Die hier geleiste-
te erfolgreiche Arbeit ist gegenwär-
tig schwierig, da es an Räumlichkei-
ten für Workshops und Gesprächs-
runden fehlt. Dabei geht es bei dem 
Friedhof um nicht weniger als ein na-
tionales Denkmal positiver deutscher 
Geschichte, das zusammen mit der 
Frankfurter Paulskirche und der Fes-
tung Rastatt für die Ideale der 1848er 
Revolution steht. Diese Sicht hat frei-
lich noch nicht dort Platz gegriffen, 
wo dem Friedhof der Märzgefallenen 
der Rang einer nationalen Gedenk-
stätte zugesprochen werden sollte. 

Aber der Berliner Senat hat ihn in 
seine Koalitionsvereinbarung »als 
wichtigen Ort der Demokratiege-
schichte« aufgenommen und be-
schlossen, »die anstehenden Demo-
kratie- und Revolutionsjubiläen ent-
sprechend (zu) würdigen und mit 

historisch-politischer Bildungsarbeit 
(zu) begleiten«. Kultursenator Klaus 
Lederer hat sich schon dafür einge-
bracht, bevor er seine jetzige Funk-
tion innehatte. Der Chef der Landes-
denkmalbehörde Prof. Dr. Jörg Has-
pel ist Mitglied im Kuratorium. Im 
kommenden Jahr wird an den 100. 
Jahrestag der Novemberrevolution 
und den 170. der Märzrevolution er-
innert werden. Da ist zu wünschen, 
dass sich einem jetzt gestarteten 
Aufruf, den Friedhof im Friedrichs-
hain zu einer nationalen Gedenkstät-
te zu machen, zahlreiche Unterstützer 
anschließen.� ANNEMARIE GÖRNE

Oase des Gedenkens
Friedhof der Märzgefallenen: voller Stadtgeschichte

Roter Matrose, Plastik von Hans Kies

Begehbar und informativ: Container als Ausstellungsraum

Ein ähnliches Grabkreuz kam bei Grabungen zu Tage� Fotos: Chr. v. Polentz/transitfoto.de
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Respekt und Solidarität. Diese Maxi-
men gelten, seit sich Gewerkschafts-

kolleginnen und -kollegen für die aktive 
und vorurteilsfreie Integration von Aus-
ländern und Minderheiten in unsere Ge-
sellschaft einsetzen. Lange forderten vor 
allem IG-Metall und DGB-Jugend »Mach 
meinen Kumpel nicht an!«. Unter dem 
Zeichen der Gelben Hand gibt es seit 

1986 organisier-
tes gewerkschaft-
liches Engage-
ment gegen Ras-
sismus, Fremden-
feindlichkeit und 
Rechtsextremis-
mus. Die Grund-
forderungen Res-
pekt und Solidari-
tät stehen aber 
nicht nur im Zei-
chen der Abwehr. 

Sie gelten umso mehr, seit Deutschland 
Ziel einer großen Flüchtlingsbewegung 
und millionenfacher Einwanderung ge-
worden ist. 

So sieht man es auch im Landesmig-
rationsausschuss von ver.di Berlin-Bran-
denburg. Das ehrenamtliche Gremium, 
in dem etwa ein Dutzend Kolleginnen 
und Kollegen regelmäßig mitarbeiten, 
ist streitbar und engagiert, kann aber 
angesichts der gewaltigen gesellschaft-
lichen Dimension »nur Anregungen ge-
ben, Angebote machen und Wege wei-
sen«, wie es der Vorsitzende Selahattin 
Turap zusammenfasst. Er ist Briefzustel-

ler bei der Post AG, leiden-
schaftlicher Kampfsportler 
und hat selbst einen Migra-
tionshintergrund; seine El-
tern brachten ihn vor über 
40 Jahren aus der Türkei 
nach Deutschland mit. Da-
mit vertritt er selbst eine 
große Migrantengruppe. 

Aktuell sind im Gremium 
Mitglieder aus fünf ver.di-
Fachbereichen vertreten. 
Zwischen Mitte 20 und Mit-
te 50 sind sie, arbeiten als 
Bus- oder Taxifahrer, im 

Krankenhaus, im Handel, als Journalis-
tin. Sie treffen sich regelmäßig, initiieren 
Projekte und Aktionen, beziehen poli-
tisch Stellung – etwa zum Wahlrecht für 
alle. »Da geht es auch bei uns mitunter 
kontrovers her«, sagt Turap. Das Thema 
polarisiert. Es spielt am Stand des Lan-
desausschusses zum 1. Mai eine Rolle, 
das wird 2017 erst recht so sein. Doch 
zuvor haben die Ehrenamtlichen wieder 
eine Aktion zum 8. März organisiert. Vor 
zwei Jahren verteilten sie zum Interna-
tionalen Frauentag als Willkommensgrü-
ße an Frauen und ihre Kinder warme 
Decken in den Berliner Flüchtlingsein-
richtungen Görtzallee und Klingsorstra-
ße. Aktuell werden sie in der Notunter-
kunft im Rathaus Friedenau Blumen ver-
schenken und an einer Demo in Neu-
kölln teilnehmen.

Mehr als nur 
Symbolik

Freilich geht es auch im Verhältnis zu 
den Geflüchteten um mehr als Symbo-
lik. »Sie brauchen eine Perspektive. Und 
die bekommen sie in erster Linie über 
Arbeit«, ist sich Turap sicher. 

Deshalb ist er bereits im vergangenen 
Frühjahr aktiv geworden, hat als Be-
triebsrat bei der Deutschen Post AG mit-
geholfen, eine »Brücke zwischen Flücht-
lingen und der Post als Arbeitgeber« zu 
bauen. Anfänglich ist er selbst in Flücht-
lingsunterkünfte gefahren, hat Führun-
gen im Briefzentrum organisiert und et-
lichen Menschen mit Arbeitserlaubnis 
zunächst über sechswöchige unbezahl-
te Praktika tatsächlich eine Perspektive 
eröffnet. Wie dem Syrer Zamir Alassakir, 
der die Arbeit an der Sortieranlage »gut 
und nicht zu schwer« fand und sie nutz-
te, besser Deutsch zu lernen. »Auch die 
Post ist auf den Geschmack gekom-
men«, resümiert Selahattin Turap, »min-
destens 30 Geflüchtete wurden mittler-
weile bei uns fest eingestellt«. Men-
schen mit 38 unterschiedlichen Natio-
nalitäten arbeiten aktuell bei der Post. 

Jeder könne etwas in Sachen Integra-
tion tun, ist der Gewerkschafter über-

zeugt und wird nicht müde, andere zu 
ermuntern. Immer auch mit eigenem 
Beispiel. So wurden kürzlich zum Taek-
wondo-Workshop der Selbstverteidi-
gungs-Arbeitsgemeinschaft, die Turap 
im Berliner Beethoven-Gymnasium lei-
tet, auch Kinder und Jugendliche aus 
dem Flüchtlingsheim in Heckeshorn ins 
ver.di-Bildungszentrum am Wannsee 
eingeladen. Der Grundsatz des Übungs-
leiters: »Wer sich heute nicht um die 
Jugendlichen kümmert, der darf sich 
morgen nicht über sie ärgern.« Hier ging 
es darum, Konflikte möglichst konflikt-
frei zu lösen. »Weglaufen hilft nicht im-
mer«, erklärt er. Die Gäste aus der Erst-
aufnahmeeinrichtung mussten nicht lan-
ge gebeten werden, Techniken der waf-
fenlosen Selbstverteidigung unter An-
leitung selbst auszuprobieren. Einige 
kamen sogar am Folgetag für eine Trai-
ningsstunde wieder. Auch das konnte 
nur ein Angebot sein. Turap will Inter-
essenten nun »an vernünftige Sport-
schulen weitervermitteln«. Denn leider 
hätten Taekwondo-Schnupperkurse in 
Flüchtlingsunterkünften – auch für Frau-
en – zwar großes Interesse, aber keine 
Fortsetzung gefunden, solange für 
Übungsleiter nicht wenigstens eine Auf-
wandsentschädigung gezahlt werden 
kann. 

Wirkt wie ein 
Seismograf

Das Eintreten für respektvolles und so-
lidarisches Miteinander ist ganz prak-
tisch zu sehen, wie die Beispiele zeigen. 
Dass es immer auch politisch sei, beto-
nen die Aktiven, die bis auf die Bundes-

Ausschuss
Der Migrationsausschuss tagt am 
letzten Dienstag des Monats im 
ver.di-Landesbezirk. Versamm-
lungen sind für alle Mitglieder öf-
fentlich. Ideen und Anregungen 
auch unter 0179/2293474 oder 
über roland.tremper@verdi.de 
bzw. 030/8866 4102. https://bb.ver-
di.de/gruppen/migrantinnen-und-
migranten

Respektvolles 
Miteinander

Gewerkschaftliches Engagement gegen Rassismus, 
Fremdenfeindlichkeit und Rechtsextremismus

Sportlich ohne Aggression: Die 
jungen Besucher aus Hecken-
horn kamen am nächsten Tag 

zum Training wieder
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2017 ist ein Wahljahr. ver.di vertritt 
schon seit längerem die Forderung 
nach einem kommunalen Wahlrecht 
für alle. Was steckt dahinter?

HILARY BOWN: Politische Partizipation ist 
die Grundlage jeder Demokratie. Nicht 
nur ver.di, auch die EU vertritt das Recht 
eines jeden, im Land des Lebensmittel-
punkts auch politisch entscheidungsfä-
hig zu sein. Das trägt zur politischen Sta-
bilität und nationaler Zugehörigkeit aller 
Beteiligten bei. In Berlin z.B. ist heute 
jeder Sechste von der Wahl ausgeschlos-
sen, weil er keinen deutschen Pass hat; 
obwohl man alle Pflichten der Gesell-
schaft erfüllt, werden nicht alle Rechte 
gewährt. Das ist unbefriedigend. Die Ge-
werkschaften sind dagegen ein perfek-
tes Beispiel dafür, wie Integration aus-
sehen kann. Unter Mitgliedern ist es 
egal, welchen Pass man besitzt – nach 
sechs Monaten können alle sogar vom 
aktiven Wahlrecht für Betriebsräte Ge-
brauch machen – und das seit Jahrzehn-
ten, ohne jegliche Probleme!

Die vielen seit 2015 ins Land gekom-
menen Flüchtlinge haben aber vor-
dringlichere Probleme als politische 
Partizipation – etwa ihre Integration 
in Arbeit. Steht die Forderung auch 
für sie?
Migration ist ein großer Topf, und na-
türlich wurden viele seit 2015 wieder 
sensibilisiert. Aber Asylfragen und Mig-

ration sind nicht gleichzusetzen. 60 Pro-
zent der Einwanderer sind EU-Bürger, 
die zwar auf kommunaler Ebene wählen 
dürfen, doch gegenüber deutschen 
Staatsbürgern nur begrenzte politische 
Rechte genießen. Migrantinnen und Mi-
granten aus Drittländern sind hier im 
Schnitt schon 19 Jahre ansässig, die tür-
kischer Herkunft bereits 25 Jahre. Sie 
alle haben keine solchen politischen Par-
tizipationsrechte. Mein Nachbar, der aus 
München nach Berlin gezogen ist, durf-
te nach drei Monaten in Berlin wählen. 
Ich feiere dieses Jahr Jubiläum: Ich bin 
zehn Jahre in Berlin und seit 15 Jahren 
in Deutschland und darf immer noch 
keinen Wahlzettel ausfüllen. Kurz: 
Flüchtlinge und Asylbewerber sollen 

nicht von unseren politischen Forderun-
gen ausgeschlossen sein; ganz im Ge-
genteil! Mit der Wahlrechtsforderung 
zielen wir aber zuerst auf die überwie-
gende Mehrzahl von Migranten in 
Deutschland, die schon viel länger da 
sind, hier arbeiten, Steuern zahlen und 
längst Teil dieser Gesellschaft sind. 

Wer also könnte von einem Wahl-
recht für alle profitieren? 
Jeder, der zum ersten Mal sein Kreuz-
chen setzen darf, hat davon Gewinn.  
Mehr noch: Die Demokratie wird viel-
fältiger und reicher. Unser Land kann 
nur davon profitieren, wenn die Wäh-
lerschaft auch die gesamte Gesellschaft 
widerspiegelt und Entscheidungen von 
allen getragen werden. Bildungsreform, 
Rentenreform oder Wohnungspolitik 
sind Themen, die Migrantinnen und Mi-
granten stark betreffen. Wenn die in Zu-
kunft von den Parteien mehr beachtet 
werden, um diese »neue« Wählerschaft 
anzusprechen, würden wir alle profitie-
ren.
Übrigens: In mehr als der Hälfte alle EU-
Länder haben Migranten aus Drittlän-
dern passives Wahlrecht auf kommuna-
ler Ebene. Einige Länder gewähren so-
wohl ein aktives als auch das Wahlrecht 
auf Landes- oder sogar Bundesebene für 
alle. Deutschland ist im EU-Vergleich al-
so sehr weit hinterher. 

TEXTE: HELMA NEHRLICH

Die Demokratie würde reicher
Fragen an Hilary Bown, freie Journalistin und stellv. Vorsitzende des Ausschusses

Ein wahrer 
Flickenteppich 
Integration in den Ar-
beitsmarkt gleiche »ei-
nem recht grobmaschi-
gen Flickenteppich«, 
meint Annelie Bunten-
bach, Mitglied im ge-
schäftsführenden DGB-
Bundesvorstand. Sie 
setzt sich für flexible Mo-
delle ein, die Lücken 
schließen: »Schritt für 
Schritt« heißt ein Koope-
rationsmodell, das seit 
dem Herbst 2016 zwi-
schen Arbeitgebern 
(BDA), Bundesamt für 
Migration (BAMF), der 
Bundesagentur für Ar-
beit (BA) und dem DGB 
läuft. Es soll helfen, Ge-
flüchtete mit guter Blei-
beperspektive und gene-
rell Geringqualifizierte zu 
fördern und in eine dua-
le Berufsausbildung mit 
qualifizierendem Ab-
schluss zu bringen. Dar-
auf soll weiter aufgebaut 
werden. 

ebene vernetzt sind. Auch dort treten 
sie für die demokratische Teilhabe der 
mehr als sechs Millionen Einwanderer 
ein, mahnen aber auch den energischen 
Kampf gegen die Ursachen an, die Men-
schen global auf die 
Flucht treiben. Immer 
gehe es letztlich um Re-
spekt und Solidarität. 
»Der Migrationsaus-
schuss ist für uns auch 
so etwas wie ein Seis-
mograf«, meint Roland 
Tremper, »dass die Be-
lange eines nicht unbe-
trächtlichen Teils unse-
rer Mitgliedschaft nicht 
aus dem Blick geraten«. 
Der stellv. ver.di-Landes-
bezirksleiter, der hier als 
Koordinator fungiert, 
findet das wichtig. Noch schöner wäre 
es, »wenn sich die Multinationalität der 
Gesellschaft auch bei den Mitstreitern 
noch besser widerspiegeln würde«. Eine 
Einladung zum Mitmachen.

Auf Körperbeherrschung und 
Disziplin kommt es nicht nur 
beim Training oder einer Vor-
führung an.

Foto Mitte: Die Workshopteil-
nehmer vom Wannsee zeigen 
Selahattin Turap ihre trai-
nierten Fäuste.
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Können wir uns nicht mal öfter 
treffen?« Dies fragte mich ein 

Kollege nach unserer Jahresmitglie-
derversammlung, und ich muss zu-
geben, dass ich nicht wenig über-
rascht war – schließlich sind Mitglie-
derversammlungen nicht unbedingt 
das Highlight der Saison. Diese Frage 
machte ein Handeln im Grunde un-
umgänglich, und was wäre da besser 
geeignet als ein Neujahrsempfang? 
Man darf ja auch mal Spaß haben. 
Unseres Wissens hat es einen Neu-

jahrsempfang beim VS Berlin noch 
nicht gegeben. Und da eine solche 
Feier entweder Geld kostet oder Ei-
genarbeit fordert nach dem Motto: 
Jeder bringe seinen Salat selbst mit, 
den Schampus können wir stiften, sa-
hen wir uns nach einem Sponsor um. 
Die Spielbank kam über ver.di ins 

Spiel und sorgte anfangs durchaus 
für Diskussionen, schon allein, weil 
sie am Potsdamer Platz ausgerechnet 
die Staatsbibliothek baulich über-
ragt. Andererseits sind Spielbanken 
und Spieler Teil der Literatur, so bei 
Dostojewski als vielleicht berühmtes-
tes Beispiel. Der Schillersche Spruch, 

der Mensch sei nur da ganz Mensch, 
wo er spiele, mag allerdings ein we-
nig weit hergeholt sein.

Letztendlich fand die coole Loca-
tion großen Anklang: »Sternberg«, 
der Theatersaal der Spielbank, wo 
sich sonst Karl Lagerfeld, der regie-
rende Bürgermeister, Heidi Klum 
oder Thomas Gottschalk die Klinke 
in die Hand geben, öffnete sich für 
den VS und sponserte zudem ein 
Büffet, das die Anwesenden glück-
lich machte. Großen Dank nochmals 
an die Spender und alle, die das 
möglich gemacht haben! So ließ es 
sich auch der neue Kultursenator 
Klaus Lederer nicht nehmen, vorbei-
zuschauen. Auch der DGB war mit 
seiner Landesvorsitzenden Berlin-
Brandenburg, Doro Zinke, prominent 
vertreten. Und wir sahen viele, bisher 
unbekannte Gesichter, so dass der 
Anstoß unseres Kollegen (siehe 
oben) richtig viel Sinn machte. Wir 
hoffen auf Fortsetzung.

ASTRID VEHSTEDT, VS BERLIN

B e r u f  &  G e s e l l s c h a f t

Kultursenator Klaus Lederer (2. v. r.) unter den Gästen des VS. Er verweilte längere Zeit.� Foto: Chr. v. Polentz/transitfoto.de

Fachgruppe

L i t e r a t u r

Sekt im Sternberg
Erster Neujahrsempfang des VS am Potsdamer Platz

Im rbb hat sich die Kampagne »Legalize it!« gebildet. Im Sender üben viele 
freie Beschäftigte die gleichen Tätigkeiten aus wie fest Angestellte. Die glei-
chen Rechte haben sie aber nicht. Stattdessen werden betriebliche Risiken 
einseitig auf sie abgewälzt. Diese Beschäftigungspraxis der öffentlich-recht-
lichen Rundfunkanstalten hat in aller Regel keinen Bestand vor den Arbeits-
gerichten, wenn keine programmgestaltende Tätigkeit vorliegt.
Legalize it! will, dass diejenigen Freien, die eigentlich fest angestellt gehören, 
auch zu ihrem Recht kommen. Beschäftigungsverhältnisse sollen in rechtlich 
saubere Arbeitsverträge umgewandelt werden. Inzwischen ist der rbb bereit, 
auch über die Festanstellung der nicht programmgestaltenden Kolleginnen 

und Kollegen zu verhandeln. 
Der erste Verhandlungstermin 
ist am  27. März.  
Allerdings, so das Legalize it! 
Team: »Geschenkt wird nichts. 
Unseren Bemühungen muss 
Nachdruck verliehen wer-
den.« Alle nicht programmge-
staltenden Freien sind aufge-
fordert, ihre Situation anhand 
des vorbereiteten Fragebo-
gens und Tätigkeitsverläufe 
zur Arbeit im rbb zu prüfen. 
Diese sollten schnell ausge-
füllt, gemailt und dazu Rechts-
beratungstermine wahrge-
nommen werden. Die Klage-
androhung bleibe bestehen.
http://legalize-it.rbbpro.de/

rbb-Freie fordern: Legalize it!
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Seit Jahrzehnten lautet das Motto 
des Lübecker Autorenkreises 

»Kennenlernen – aufeinander zuge-
hen«. Diese Devise führte seine Mit-
glieder aus ganz Schleswig-Holstein 
zu Exkursionen in die östlichen Bun-
desländer. Seit einem Treffen im 
Kleist-Museum Frankfurt (Oder), bei 
dem der Brandenburger VS Gastge-
ber war, entwickelten sich zwischen 
den Autorinnen und Autoren freund-
schaftliche Beziehungen.

Beide Vereinigungen hatten je-
weils eigene Anthologien herausge-
bracht – die Brandenburger zuletzt 
»Kinder, die wir waren« (2014). Des-
halb lag eine gemeinsame Veröffent-
lichung nahe. Das Thema war schnell 
gefunden. Die Grenze, Symbol der 
Teilung, sollte zum Anlass für die An-
näherung werden. Obwohl die The-
menwahl nicht an die Zeitgeschich-
te gebunden war, beschäftigen sich 
die meisten Beiträge mit der inner-
deutschen Grenze. Doch auch ande-
re »Grenzfälle« finden ihren Nieder-
schlag. Die Grenze zwischen der DDR 
und Polen, aber auch die zwischen 
Leben und Tod oder gestern und 
morgen.

Grenzfälle, Texte aus Brandenburg und 
Schleswig-Holstein, herausgegeben von 
Klaus Rainer Goll, Klaus Körner und Till 
Sailer. Mit Geleitworten von Manfred Stol-
pe und Björn Engholm. vbb, ISBN 978-3-
945256-82-4, 15 € 

Texte überwinden Grenzen
Anthologie Brandenburger und Lübecker Autoren

Goll, Körner, Sailer (v. l.)� Foto: Elke Lang
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Sein Credo: »Ich bin Journalist ge-
worden, weil ich dachte, man 

muss aufklären, man muss beitra-
gen, dass die Menschen die Wahr-
heit erfahren.« Am 15. Dezember 
2016, wenige Tage vor seinem 80. 
Geburtstag, ist Eckart Spoo gestor-
ben. Bei der Feier zu seinem Geden-
ken waren mehrere hundert Freunde 
und Kollegen anwesend – ein deut-
liches Zeichen, wie stark und vielfäl-
tig er in die Gesellschaft gewirkt hat. 
Seine Weltsicht war antikapitalis-
tisch, antifaschistisch und antimilita-
ristisch, also links. So kannten ihn als 
Korrespondenten der Frankfurter 
Rundschau seine Orientierung su-
chenden Leser drei Jahrzehnte lang. 
So schätzten ihn seine Gewerk-
schaftskollegen, weshalb sie ihn von 
1970 bis 1986 zum ehrenamtlichen 
Bundesvorsitzenden der Deutschen 
Journalisten Union in der damaligen 
IG Druck und Papier wählten. Hier 
stritt er dafür (vergeblich zwar), dass 
die Ächtung von journalistischer 
Kriegspropaganda in den Presseko-
dex aufgenommen wird. Publizisti-
sche Monopole geißelte er als ver-
fassungswidrig, weil damit das Grund-

recht der Pressefreiheit zum Privileg 
von Konzernen verkommt. 

Im vorzeitigen Ruhestand, gründete 
er 1997 mit Mitstreitern die Zweimo-
natschrift Ossietzky als Nachfolgerin 
der legendären Weltbühne. Damit 
besaß der Streiter gegen Krieg und 
soziale Ungerechtigkeit eine eigene 
Tribüne, wir als Lesende das Vergnü-
gen an seinen blendenden Artikeln.

Ich habe Eckart Spoo erst im Mai 
1999 persönlich kennen gelernt. Aus 
Empörung über die Beteiligung 
Deutschlands am Bombenangriff der 
NATO auf Jugoslawien fand sich ei-
ne Gruppe von Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschaftern zusammen. 
Mit unserer Losung »Dialog von un-
ten statt Bomben von oben« fuhren 
wir in das Land, um dort Kollegen 
zu treffen, uns zu informieren. Was 
den deutschen Lesern vorenthalten 
wurde, erfuhren wir vor Ort täglich 
und stündlich: die Wahrheit über die 
Zerstörung von Industrie und zwei 
Fernsehsendern, die Leiden und töd-
lichen Verluste der Menschen durch 
Bomben. Nachts schrieben Eckart 
Spoo und der Schauspieler Rolf Be-
cker stets einen Bericht über das Er-

lebte, um es am nächsten Morgen 
nach Deutschland zu übermitteln. 
Deutlicher habe ich die Aufgabe des 
Journalisten nie erlebt. Zugleich lern-
te ich in Eckart Spoo einen umfas-
send gebildeten Mann kennen, der 
neben den erschütternden Zerstö-
rungen zugleich dem Schönen des 
Landes aufgeschlossen war, der zu-
hören konnte, stets freundlich re-
agierte, aber entschieden im Urteil 
war. Als er später nach Berlin über-
siedelte, trafen wir oft bei ver.di zu-
sammen oder im Haus der Demo-
kratie. Mir wie vielen anderen wer-
den diese Begegnungen, wird er uns 
fehlen.� ANNEMARIE GÖRNE

Der Wahrheit verpflichtet 
Der Journalist Eckart Spoo fehlt uns

Eckart Spoo � Foto: Chr. v. Polentz/transitfoto.de

und Jugend, Studium und Wirken 
als FDJ-Sekretär an der Pädagogi-
schen Hochschule, Berufung zum 
»Nomenklaturkader« der SED-Füh-
rung mit Studium an der Parteihoch-
schule der KPdSU und Einsatz als Se-
kretär einer SED-Kreisleitung, dann 
Gewerkschaftsführer, als solcher in 
der »Wende« durch Engagement in 
eine exponierte Position gerückt, 
schließlich arbeitslos und gezwun-
gen, eine neue Existenz in der Markt-
wirtschaft aufzubauen. 

Peplowski gelingen interessante 
Milieuschilderungen, so des studen-
tischen Lebens in der DDR in den 
1960er Jahren, der Zwänge und Mög-
lichkeiten im Handeln eines SED-
Funktionärs, aber auch die Bearg-
wöhnung eines aus der DDR Über-
gesiedelten, der sich in einer alt-bun-
desrepublikanisch geprägten, bür-
gerlichen Umwelt niederlässt und 
schließlich Auskommen und Aner-
kennung findet.

Diese Biografie zeigt eine Persön-
lichkeitsentwicklung, die vielleicht 
nur in der Nachkriegszeit und beim 
Versuch der Gestaltung einer neuen 
Gesellschaft möglich war. Selbstbe-
wusstsein, Ehrgeiz, Intelligenz, weit-

gespanntes, auch kulturelles und 
Kunstinteresse, Fähigkeiten, zum 
Mittun anzuregen, boten Aufstiegs-
perspektiven. Nicht Protektion Obe-
rer, sondern Verstehen neuer Anfor-
derungen ließen ihn die Gunst der 
Stunde nutzen. In gehobener Funk-

tion Problematisches im sozialisti-
schen Entwicklungsweg wahrzuneh-
men, als Funktionär der internatio-
nalen Gewerkschaftsbewegung Ein-
blicke in die Wirklichkeit kapitalisti-
scher und Entwicklungsländer ge-
winnen zu können – da entfalten 
sich Differenzen zwischen angeeig-
neter und realer Weltanschauung.

»In der zweiten Hälfte der achtzi-
ger Jahre brachen für mich eine Rei-
he von Lebenszweifeln auf. Meine 
bisherigen Lebensplanungen … be-
gannen zu versinken.« (S. 200) Als 
die gesellschaftliche Krise in der DDR 
1989 offen zum Ausbruch kam, ver-
anlassten Peplowski seine Zweifel 
zum Handeln. Das brachte ihn an die 

Jüngst erschien eine Autobiografie 
von Werner Peplowski, des letzten 

Vorsitzenden der IG Druck und Pa-
pier im FDGB. Lebensstationen sind 
Dresden, Potsdam, Moskau, Berlin, 
Köln nebst Bergisch Gladbach und 
schließlich wieder Potsdam. Nur die 
Jahre 1983 bis 1990 auf dem Le-
bensweg des heute 73-Jährigen wa-
ren mit der Tätigkeit in der Gewerk-
schaftsführung ausgefüllt. Dem da-
zu Ausgeführten wird wohl das 
größte Interesse von Gewerkschafts-
mitgliedern gelten.

Aber es muss das Ganze zur Kennt-
nis genommen werden, um diesen 
Lebensweg zu verstehen: Kindheit 

Spitze des Vorbereitungskomitees für 
den Außerordentlichen FDGB-Kon-
gress, auf dem die Organisation in 
einen Dachverband der Einzelge-
werkschaften überführt wurde. Auf 
einer Außerordentlichen Zentralde-
legiertenkonferenz wurde er zum 
Vorsitzenden des Hauptvorstandes 
der IG Druck und Papier in der DDR 
gewählt. Diese Funktion endete mit 
dem Auflösungsbeschluss der Ge-
werkschaft am 30. September 1990. 
In den Erinnerungen Peplowskis 
nimmt auch das opportunistische 
Verhalten der DGB-Führung in Bezug 
auf die Interessen der Gewerkschaf-
ter in der DDR einen Platz ein.

Mit redaktioneller Überarbeitung 
hätte der Text noch gewonnen. Im 
Einzelnen täuscht auch mal die Erin-
nerung, so ist z. B. statt Eisensteins 
»Panzerkreuzer Potemkin« dessen 
Film »Oktober« gemeint.

WOLFGANG BLUMENTHAL

Werner Peplowski: Nichts bleibt unterm 
Schnee verborgen. Ein Leben in der Kader-
schmiede, als Gewerkschaftsführer und 
Handelsvertreter. Verlag Klaus-D. Becker, 
Potsdam 2016, 412 Seiten, 24,95 €. ISBN 
978-3-88372-148-4
Der Autor liest aus seiner Autobiografie: 
Donnerstag, 27. 4. 2017, 18.00 Uhr, Medien-
Galerie, Dudenstraße 10 (siehe auch Seite 15)

Buchtipp

Leben in der 

Kaderschmiede

Verlag Klaus-D. Becker 

Potsdam
Zweifel veranlassten 

zum Handeln

Lesenswert

Neuerscheinungen von 
VS-Mitgliedern

Urban Blau »Schlachtenglück«, 
Roman der Zeitgeschichte, spielt 
1989 bis 1990 in Berlin, Bonn, Wei-
mar und Münster, DU&ICH Projekt

Thomas J. Hauck »Das geheim-
nisvolle Schweigen der alten Fabrik« 
– Tim und Marie entdecken ein Indus-
triedenkmal – Kinderbuch mit Wis-
sensteil, Michael Imhof Verlag 2016, 
ISBN 978-3-7319-0383-3

Hans Müncheberg »Hoffnungen 
sind eine endlose Straße«, Verlag am 
Park, ISBN 978-3-945187-71-5

Werner Peplowski: Nichts bleibt 
unterm Schnee verborgen. Ein Leben 
in der Kaderschmiede, als Gewerk-
schaftsführer und Handelsvertreter. 
Verlag Klaus-D. Becker, Potsdam 
2016, 412 Seiten, 24,95 €. ISBN 978-
3-88372-148-4
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Die Lithographie einer vielarmigen 
Nackten, die ein Kind hält und 

den Mann, einen Zirkel, ein Werk-
stück, da eine Maske, dort einen Blü-
tenzweig und über ihrem Haupt die 
Taube – diese symbolische Arbeit von 
Marianne Kühn-Berger gilt auch für 
sie selbst. Sie war ja selbst Mutter, 
Ehefrau und Partnerin eines Künst-
lers, meisterte das tägliche Leben 
und eroberte für sich neue Schaf-
fensgebiete. 

Zwar waren Malerei und Grafik ein 
wesentlicher, aber nur ein Teil ihres 
Schaffens. Nach dem Studium hatte 
es mit Modeentwürfen begonnen, 
für Ballettfilme genauso wie für Ste-
wardessen der Interflug. Später er-
schloss sie sich verschiedene Techni-
ken der Glasbearbeitung, in Dia

mantriss gestaltete Spiegel, Raum-
teiler, Glastüren und farbige Bleiver-
glasungen. Eines ihrer jüngeren Wer-
ke ist der Tierkreiszeichen-Brunnen 
im Hof des Neuruppiner Klinikums. 

Ihrem Anspruch, eine menschen-
freundliche Welt zu erstreben, hat 
sie in ihrem künstlerischen Werk 
deutlich Ausdruck verliehen. Aber sie 

hat auch ganz praktisch gewirkt als 
Gewerkschafterin, als Aktivistin für 
die Freie Heide, als Kriegsgegnerin. 

Am 17.März hätten wir ihr zum 
90. Geburtstag gratulieren können. 
Aber kurz vor Jahresende ist sie ei-
nem schweren Schlaganfall erlegen. 
In Erinnerung bleibt uns mit Marian-
ne Kühn-Berger eine zierliche Frau 
von Vitalität und Charme. Und wir 
können ihr noch immer begegnen 
– es ist der Vorzug einer bildenden 
Künstlerin, dass sie in ihren Werken 
lebendig bleibt.

ANNEMARIE GÖRNE

Lebendig in ihren Werken
Erinnerung an Marianne Kühn-Berger

Es gärt an deutschen Stadt- und 
Staatstheatern. Künstlerisch Be-

schäftigte schließen sich zusammen 
und weisen öffentlich auf Missstän-
de in ihren Arbeitsbedingungen hin. 
So entstand vor knapp zwei Jahren 
das Ensemble Netzwerk, in dem auch 
Künstlerinnen und Künstler von Ber-
liner und Brandenburger Bühnen ver-
ankert sind. Initiiert wurde es von 
zwei Schauspielerinnen am Stadtthe-
ater Oldenburg, um auf ökonomische 
Belange aufmerksam zu machen. 

So enthält der für sie üblicherwei-
se abgeschlossene »Normalvertrag 
Bühne Solo« (NV Bühne) weder Re-
gelungen zu Arbeitszeit, Urlaub, 
Kündigungsschutz sowie Arbeitsent-
gelten; lediglich eine Mindestgage 
von 1850 Euro ist festgelegt. Dass 
Theater häufig nicht oder nur wenig 
mehr als die Mindestgage zahlen, ist 
Realität. Anders seien Umfang und 
vielleicht Qualität des Angebots bei 
schrumpfenden Etats nicht aufrecht 
zu erhalten, argumentieren die The-
aterleitungen. Zudem ist  Praxis, auch 

mit den nicht-künstlerischen Berufs-
gruppen aus Disposition, Marketing, 
Requisite, Beleuchtung oder Tontech-
nik Verträge nach NV-Bühne abzu-
schließen, was tariflich umstritten ist. 

Die Netzwerk-Initiatorinnen for-
dern mehr Vernetzung innerhalb der 
Theaterlandschaft, vor allem aber 
bessere Arbeitsbedingungen und 
stärkere Beteiligung – kurz: Mehr 
Mitbestimmung. Zur Diskussion am 
22. Januar in der Akademie der 
Künste am Pariser Platz in Berlin er-

schien das Publikum zahlreich: 
Rechtsanwalt Peter Raue war unter 
den Gästen, auch Jürgen Schitthelm, 
Gründungsmitglied und langjähriger 
Direktor der Schaubühne Berlin, und 
Nele Hertling, die »Grande Dame« 
der deutschen Off-Kultur und lang-
jährige Direktorin des Berliner Hebbel 
Theaters. Außerdem Theaterschaf-
fende und Abgesandte von Verbän-
den. Das Interesse an den Themen 
Mitbestimmung, Netzwerkbildung 
und Miteinander-Reden ist groß. 

Schauspieler Christian Grashof er-
innerte an die Form der Mitbestim-
mung in der DDR: An jedem Theater 
gab es den gewählten Künstlerisch-
Ökonomischen Rat (KÖR), der Mit-
spracherechte in künstlerischen und 
ökonomischen Belangen hatte, frei-
lich nur mit Empfehlungscharakter.

Auf drei Podien wurde diskutiert. 
Und wie am Theater wurde auf strik-
te Trennung der Berufsgruppen ge-
achtet. Schauspielerinnen, Intendan-
ten, Verbandsvertreter und Politiker 
diskutierten miteinander, jeweils un-
terbrochen von »Zwischenrufen«: 
Thomas Schmidt berichtete von sei-
nen Erfahrungen sowohl als Thea-
terdirektor und Intendant in Weimar 
als auch als Ausbilder. In seinem 
Buch »Theater, Krise und Reform« 
plädiert er für mehr Mitbestimmung 
und für Kooperation, um eine ande-
re Arbeitsumgebung zu schaffen. 

Lisa Jopt setzt sich als Gründungs-
mitglied des Netzwerks für eine Kul-
tur des Miteinanders ein, vor allem 
dürfe die Atmosphäre nicht von 
Angst dominiert werden. Viele 
Künstler engagierten sich nicht, aus 

Angst vor Nichtverlängerung ihres 
Engagements. Es gelte, das Potenzi-
al der Berufsgruppen zu nutzen, de-
ren Sichtweisen auch in der Entwick-
lung von Inszenierungen. Das häufig 
anzutreffende »Top-Down-Prinzip« 
sei wenig motivierend. 

Thomas Schmidt nutzt das Bild des 
Sonnensystems: Alle kreisen um die 
Sonne und seien von ihr abhängig. Die 
Sonne ist der Intendant oder die In-
tendantin. Politiker und Verbandsver-
treter waren ebenfalls der Meinung, 
dass sich an den Arbeitsbedingungen 
etwas ändern müsse, vor allem der 
NV Bühne stand zur Diskussion. 

Verteidigt wurde dieser vom ehe-
maligen Geschäftsführer des Deut-
schen Bühnenvereins Rolf Bolwin. 
Einwände ließ er nicht gelten. Und 
so stand am Ende eines langen 
Abends, an dem schließlich doch be-
rufsgruppenübergreifend diskutiert 
wurde, fest: Bei den Verträgen müss-
te man ansetzen, wenn sich Arbeits-
bedingungen für das künstlerische 
und nicht-künstlerische Personal än-
dern sollen. So schlägt ver.di-Sekre-
tärin Sabine Schöneburg vom Lan-
desbezirk Berlin-Brandenburg vor, 
einen Manteltarifvertrag für ALLE am 
Theater Beschäftigten zu erarbeiten. 
Darin sollte es Vorstände der Berufs-
gruppen geben, die Mitbestimmungs-
rechte haben. 	�  ISA EDELHOFF

Lola Blau auf der neuen Bühne Senftenberg� Foto: Steffen Rasche

Marianne Kühn-Berger� Foto: Chr. v. Polentz

Mehr Vernetzung wird 

gebraucht

Ensemble heißt gemeinsam
Symposium zur Mitbestimmung am Theater in der Akademie der Künste 

Fachgruppe 
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hatte mehr als 120 Mitglieder, die 
sich selbst als radikal und revolutio-
när bezeichneten, und wirkte bis zu 
ihrem Verbot durch die Nazis 1933. 

Belling, dem Gewerkschaften in 
und außerhalb von Deutschland zahl-
reiche bildhauerische Aufträge erteil-
ten, arbeitete u.a. mit Max Taut, ei-
nem der beiden Architekten des Buch-
druckerhauses, zusammen. Er schuf 
dafür verschiedene Werke, so das 
Buchdruckerwappen im Eingang des 
Gewerbegebäudes, einen Trinkbrun-
nen im 4. Stock und das Relief Ri-
chard Härtels – Mitbegründer und 
langjähriger Vorsitzender des Buch-
druckerverbandes – an der Stirn-
wand des großen Saals. Die meisten 
der Arbeiten zerstörten die Nazis bei 
der Besetzung des Hauses am 2.Mai 
1933. Andere Werke von Rudolf Bel-
ling wurden auf der von Goebbels 
1937 in München initiierten Ausstel-
lung »Entartete Kunst« gezeigt. Ru-
dolf Belling emigrierte in die Türkei 
und kam erst 1966 zurück nach 
Deutschland. 

Bei einer ersten Renovierung des 
Buchdruckerhauses nach dem Krieg 
wurden hinter einer doppelten Wand 
Buchdruckerfahnen und die Maske 
Richard Härtels gefunden. Niemand 
weiß, wem es gelungen war, diese 
Gegenstände in das Versteck zu ret-
ten. Der Karl-Richter-Verein hütet sie 
im Rahmen der Historischen Biblio-
thek und hat sie jetzt an die Natio-
nalgalerie für die Ausstellung ausge-
liehen. Von der Restauratorin Maria-
Katharina Krolikowski sorgfältig ge-
reinigt und vom Fotografen Thomas 
Bruns ins rechte Bild gesetzt, wird 
Bellings Härtel-Maske als ein wesent-
liches Werk in der Ausstellung zu se-
hen sein.�CONSTANZE LINDEMANN

Ausstellung vom 8. April bis 17. September 
2017, Neue Galerie im Hamburger Bahnhof 
– Museum für Gegenwart – Berlin: Rudolf 
Belling. Skulpturen und Architekturen

Berliner U-Bahnhöfen, der Kirche am 
Hohenzollernplatz und an der Pro-
zessionsstraße im Pergamon-muse-
um, im Chilehaus in Hamburg, dem 
Konsumverein Leipzig und am Rat-
haus in Wilhelmshaven. 

Als jüdische Familie wurden die Blu-
menfelds 1933 von den Nazis ge-
zwungen, ihre Firmenanteile abzu-
geben. Richard Blumenfeld starb 1943 
und konnte erst nach dem Krieg auf 
dem Veltener Friedhof beerdigt wer-
den. Verschiedene Familienangehö-
rige emigrierten in den 1930er Jah-
ren. Werner Blumenfeld, der Leiter 
der Firma seit 1930, wurde von der 
Gestapo zweimal inhaftiert. Er wan-
derte 1947 in die USA aus.

Bellings Härtel-Maske 

überlebte im Versteck 

Der Karl-Richter-Verein macht auf 
eine Ausstellung der Nationalgalerie 
ab April aufmerksam, die einem der 
wichtigsten Bildhauer der Klassi-
schen Moderne, Rudolf Belling 
(1886-1972), gewidmet ist. Belling 
war Mitglied der nach dem 1. Welt-
krieg von Künstlern verschiedener 
Sparten gegründeten November-
gruppe, für die die Novemberrevo-
lution 1918 namensgebend war. Sie 

Die jährliche Mitgliederversamm-
lung des Karl-Richter-Vereins zur 

Erforschung der Geschichte und Tra-
ditionen der Buchdrucker e.V hatte 
dieses Mal mehr zu bieten als Diskus-
sionen zu Rechenschafts- und Finanz-
berichten. Die Leiterin des Ofen- und 
Keramikmuseums Velten Nicole Sey-
dewitz war aus Anlass des 150​-jäh-
rigen Jubiläums des Buchdruckerver-
bandes und des 90-jährigen Beste-
hens des Verbandshauses der Deut-
schen Buchdrucker im Jahr 2016 für 
einen Vortrag eingeladen worden.

Die baukeramischen 

Arbeiten fehlten

Die IG Medien glaubte, die Ge-
schichte ihres Gewerkschaftshauses 
bereits 2000 zum 75-jährigen Ge-
burtstag umfassend im Buch »Gear-
beitet, Gewerkschaftet, Gewohnt«  
recherchiert und dokumentiert zu 
haben. Zum Themenjahr 2013 von 
Kulturland Brandenburg »Zerstörte 
Vielfalt« machte eine zur Hausbe-
sichtigung angemeldete internatio-
nale Besuchergruppe aus Velten aber 
schlagartig klar, dass im Buch noch 
ein wesentlicher Teil zur Geschichte 
der unverwechselbaren Ausgestal-
tung des Hauses fehlte – die bauke-

ramischen Arbeiten. Die Kacheln und 
Fliesen, die mit ihrer Farbigkeit und 
Gestaltung ins Auge springen, in den 
Treppenaufgängen und Fluren, in den 
gewerblichen Räumen ebenso wie 
in den Wohnungen. Diese Arbeiten 
waren von der Veltener Richard Blu-
menfeld AG entworfen und ausge-
führt worden. Die Besucher waren 
Nachfahren von Richard Blumenfeld, 
die sich 2013, aus Anlass des 150. 
Geburtstages des Firmengründers 
von der Stadt Velten eingeladen, zum 
ersten Mal wieder in Deutschland 
trafen und unter der fachkundigen 
Leitung von Nicole Seydewitz das 
Buchdruckerhaus besichtigten. 

Auch in Velten selbst hatten erst 
nach 2000 intensivere Recherchen 
zur Geschichte der Firma und Fami-
lie Blumenfeld sowie ihrer besonde-
ren Bedeutung in der Kunstkeramik 
der Moderne begonnen. 

Unter den zu Beginn des 20. Jahr-
hunderts in Existenznöte geratenen 
Veltener Ofenfirmen behauptete sich 
die Firma Blumenfeld, indem sie sich 
der Bau- und Kunstkeramik zuwand-
te und mit namhaften Künstlern und 
Architekten zusammenarbeitete. Ke-
ramische Aufträge aus verschiede-
nen deutschen Städten machten sie 
weit über Berlin hinaus bekannt. Vie-
le der Arbeiten können noch heute 
besichtigt werden: z.B. in zahlreichen 

Hinter der Kunst verbirgt sich Historie
Karl-Richter-Verein: Baukeramik und Belling-Maske im Buchdruckerhaus

� Foto: Thomas Bruns / smb

Faszinierende Farbigkeit – Veltener Fliesen im Treppenaufgang des Buchdruckerhauses� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de



s p r a c h r o h r14 1  |  17A u s s e r  d e r  R e i h e

interessierten Kolleginnen und Kol-
legen des ver.di-Fachbereichs Medi-
en, Kunst und Industrie eine Mi-
schung von in der Regel sechswö-
chigen Ausstellungen: die Fachgrup-
pe Bildende Kunst ist jedes Jahr mit 
dabei, Fragen der Ausbildung, der 
Gewerkschaftsgeschichte, internati-
onale Themen, aktuelle gewerkschaft-
liche und gesellschaftliche Kämpfe 
werden aufgegriffen, die Auseinan-
dersetzung mit dem Rechtsradikalis-
mus, dazu Foto- und Plakatausstel-
lungen. Und natürlich Karikaturen-
ausstellungen! Diese gehen im Grun-
de auf Annas Initiative zurück, sie 
liegen ihr besonders am Herzen, sind 
sozusagen ihr Steckenpferd, dem sie 
sich schon im HdjT gewidmet hatte. 
Nicht so gern mag sie "Leseausstel-
lungen": »Das kann man nie alles 
erfassen.« Laufpublikum ist selten, 
die Leute kommen gezielt. Zu jeder 
Ausstellungseröffnung werden 200 
bis 300 Einladungen herausgeschickt, 
Flyer werden im ver.di-Landesbezirk 
und in der Bundesverwaltung aus-
gelegt.

Anna möchte all die Arbeit in der 
Galerie nicht missen. Die Arbeit 
macht Freude und bietet Bestäti-
gung. Außerdem entstehen daraus 
gute Gespräche und Kontakte. Gern 
erinnert sie sich z. B. an die Fotoaus-
stellung von Edith Rimkus-Beseler 
über das Ehepaar Strittmatter: »Da 
sind hier regelrechte Fanclubs er-
schienen, sind lange geblieben und 
haben mit uns diskutiert. So etwas 
ist sehr befriedigend.« 

Der Galerierat trifft sich einmal im 
Monat. Neue Mitmacherinnen und 
-macher sind willkommen. Schön 
wäre es, wenn auch Jüngere sich be-
teiligten. »Wir bemühen uns um Ju-
gendthemen, vor allem zur Ausbil-
dung, dafür wäre die Mitarbeit von 
Jugendlichen wertvoll.« 

Anna Schendel würde gern auch 
Schülerprobleme aufgreifen, fände 
eine Ausstellung über Handyfotogra-
fie interessant: »So etwas könnte 
man vielleicht zusammen mit der 
GEW machen: Ein Thema vorgeben 
und dann die Schüler ihre Bilder ma-
chen lassen.« Anna findet es sehr 
wichtig, dass die Galerie, in der ge-
rade die 131. Ausstellung vorbereitet 
wird, weiter betrieben wird: »Soweit 
ich weiß, ist es die einzige Galerie, 
die von einer Gewerkschaft organi-
siert und unterhalten wird. Sie hat 
einen inhaltlichen Auftrag, fördert 
gewerkschaftliches Bewusstsein und 
besitzt eine Bildungsfunktion. Und 
Bildung kann man immer und in je-
dem Alter gebrauchen.« 

UTE C. BAUER

bis 1991 war sie im »Haus der jun-
gen Talente« (HdjT) in der Kloster-
straße eigentlich für Öffentlichkeits-
arbeit zuständig. Weil sie dort für die 
»Galerie Junge Künstler« auch die 
Drucksachen herstellte, rutschte sie 
in den Ausstellungsbetrieb hinein. 
Gern erinnert sich Anna an die er-
lebnisreiche Zeit: »Noch heute erzäh-
len mir Leute, dass sie im HdjT tan-
zen gelernt haben.«

Kurz nach der Wende wurden alle 
Beschäftigten entlassen. Anna, da-
mals etwas über 50 Jahre jung, woll-
te nicht zuhause herumsitzen. Sie be-
antragte beim Arbeitsamt eine Wei-
terbildung für Computergrafik. »Der 
Mann auf dem Amt sagte zu mir: 
›Alte Frauen bilden wir nicht weiter‹. 
Dabei war der bestimmt älter als ich!« 
Die älteren Entlassenen bezahlte der 
Senat eine Zeitlang weiter, so dass 
Anna die Weiterbildung mit eigener 
Initiative stemmen konnte.

Danach stand sie erneut beim Ar-
beitsamt auf der Matte, fragte nach 
Arbeit. Eine Festanstellung erlangte 
sie jedoch nicht mehr. Stattdessen 
hangelte sie sich von einer ABM zur 
nächsten. Die letzte war die Vorbe-
reitung und Durchführung der Fest-
veranstaltungen »250 Jahre Johan-
nisthal«. 1998 wurde Anna dann wie-
der arbeitslos, landete zuhause. An 
manchen Tagen sprach sie mit nie-
mandem außer mit ihrer Katze. 
»Wenn sich solche Tage zu Wochen 
aneinanderreihen, ist das nicht lustig.« 
Die Katze antwortete nämlich nie.

Just als Anna an diesem Tiefpunkt 
angelangt war, flatterte ihr das Sprach-
rohr ins Haus. Sie las vom ver.di-Er-
werbslosen-Treff in der MedienGa-
lerie, ging einfach hin. Sie gab ihre 
Katzenstory zum Besten und tausch-
te sich mit Anderen aus. Bald darauf 
wurde sie gefragt, ob sie nicht in der 
Galerie mitarbeiten wolle, sie sei 
doch Ausstellungsprofi. Seitdem ist 

sie hier. Ihr Einstieg war »Hochge-
stapelt tief gedru(e)ckt«, eine Aus-
stellung, bei der es um das systema-
tische Kaputtkonkurrieren von Tief-
druckereien ging.

Um die Vielfalt an Themen berück-
sichtigen zu können, sucht der Ga-
lerierat kontinuierlich nach interes-
santen Ausstellungen. Viel Spaß be-
reiten Anna Karikaturen-Ausstellun-
gen. So wurden im vergangenen Jahr 
mit der Cartoonlobby e. V. die Aus-
stellung »LOB DES KAPITALISMUS – 
ein Versuch in Bildern« und zu Jah-
resbeginn »Prost Neujahr – Karika-
turen für eine bessere Welt« (siehe 
auch Sprachrohr Seite 3) gezeigt. Mit 
Planung, Organisation, dem Hängen 
der Ausstellungen und dem Herstel-
len von Werbemitteln wie Flyer, In-
fomaterial etc. ist genug zu tun.

Im Galerierat diskutieren, planen 
und realisieren die an Kulturarbeit 

Hochkonzentriert sitzt Anna 
Schendel in der ver.di-Medien-

Galerie in der Kreuzberger Duden-
straße am Computer. Sie tüftelt an 
der Gestaltung des Jahresprogramms 
herum, viele Veranstaltungen müs-
sen ansprechend dargestellt werden: 
etliche Ausstellungen, das Johannis-
fest, Informationen zum Karl-Richter-
Verein sowie Beratungstermine zu 
den Themen Arbeitslosigkeit, Rente 
und – ganz neu – zum Wohngeld. 

Seit 1998 ist die Gestaltung der 
Jahresprogramme neben der Orga-
nisation von Ausstellungen Annas 
vorwiegend ehrenamtliche Aufgabe. 
Sie entspricht ihren beruflichen Fä-
higkeiten, denn die studierte Ge-
brauchsgrafikerin und Werbeökono-
min hat schon zu DDR-Zeiten in die-
sem Bereich gearbeitet: Von 1961 

An allem war die Katze schuld! 
Seit 18 Jahren arbeitet Anna Schendel für die Berliner MedienGalerie

Gut platziert? Mit geübtem Auge prüft Anna Schendel die Position einer Skulptur� Fotos: Christian von Polentz/transitfoto.de

Hängt sie etwa schief? Kritischer 
Blick auf eine Ausstellungstafel

Karikaturen sind ihr 

Steckenpferd
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	 Ve r s c h i e d e n e s

Berliner Ostermarsch: Abrüsten! 
– Forderungen an die Bundesregie-
rung. 15. April, Kaiser Wilhelm Platz 
(Schöneberg), 12 Uhr

Landesmigrationsausschuss, Tref-
fen jeden letzten Dienstag des Mo-
nats im Landesbezirk (siehe Seite 8)

Landeskommission Selbstständi-
ge, Treffen 30.3., 18:30 – ver.di Bun-
desverwaltung, Paula-Thiede-Ufer 
10, 10179 Berlin. Weitere: 27.7., 
28.9., 30.11. 

Arbeitskreis Europa im Bezirk Ber-
lin. Treffen 15.3., 19.4., 17.5., 21.6., 
jeweils 16-18 Uhr im Landesbezirk. 
Interessierte bitte anmelden bei: gre-
mien.bb@verdi.de

Historische Bibliothek des Karl-
Richter-Vereins: Öffnung: 8.5. und 
12.6., 14-18 Uhr, Dudenstraße 10, 
Hof, linke Seite, 1. Etage.

Alte Barden Runde: Jeden zweiten 
und vierten Donnerstag im Monat 
um 15 Uhr bei Michael Mathis, 
Schweinfurtstr. 61, 14195 Berlin, 
Tel.: 030/8 32 71 95

ADN Senioren: Achtung! Wegen 
Renovierung der Begegnungsstätte 
in der Torstraße fallen die Treffen im 
Juni, Juli und August aus.

	 D r u c k  u n d  Pa p i e r

OSZ Ernst Litfaß: verdi berät Azu-
bis. Sprechtage 1x monatlich. Nächs-
te 23.3., 6.4., jeweils 11-15 Uhr, 
Raum 1.4.12

	 Mu s i k

Vorstand FG Musik: Sprechstunde 
für Mitglieder jeweils 11 bis 12 Uhr,  
Landesbezirk: 7.4.,12.5.,16.6.,7.7.,
15.9., 6.10.,10.11., 8.12.

	 S e m i n a r e

Existenzgründung für Einzelunter-
nehmer und Microunternehmen: 
13.06.2017, 9.30 – 16.30 Uhr, Raum 
Z.12. Referent: Bernd Hubatschek, 
MKK Consult. Rahmenbedingungen 
einer Existenzgründung als freiberuf-
licher bzw. gewerblicher Einzelunter-
nehmer oder in Kleinstunternehmen, 
Chancen und Risiken.Für bereits er-
folgte Gründungen kann das Semi-
nar zur Überprüfung dienen. Schwer-
punkte: Existenzgründung aus der 
Arbeitslosigkeit, Gründungsplanung 
und Risikominimierung, Förderungs-
möglichkeiten, Anmeldeformalia, so-
ziale Absicherung, betriebswirt-
schaftliche und steuerliche Aspekte, 
Rechtsformen.

Selbstvermarktung freier journalisti-
scher Arbeit: 12.9.2017, 9.30 – 
16.30 Uhr, Raum Z.12. Referenten: 

Andreas Ulrich, Journalist/Modera-
tor, Bernd Hubatschek, MKK Con-
sult. Sicherheit bei der Erschließung 
des Medienmarktes. Das Seminar 
wendet sich an Journalisten, die den 
Markteinstieg als Freie vollziehen, 
aber auch an Kollegen, die sich ein 
bisher nicht genutztes Medium er-
schließen wollen. Tipps zu Kon-
taktaufbau, Honoraren, Marktprei-
sen, Informationsbeschaffung.

Existenzgründung für Journalisten, 
Medienberufler und Künstler: 
10.10.2017, 9.30 – 16.30 Uhr, Raum 
Z.12. Referent: Bernd Hubatschek, 
MKK Consult. Rahmenbedingungen 
der freiberuflichen Existenz in Me-
dien- und künstlerischen Berufen, 
Chancen und Risiken einer Selbst-
ständigkeit. Für bereits erfolgte 
Gründungen kann das Seminar zur 
Überprüfung dienen. Schwerpunkte: 
Existenzgründung aus der Arbeitslo-
sigkeit, Förderungsmöglichkeiten 
Anmeldeformalia, soziale Absiche-
rung für Freie (Künstlersozialkasse) 
betriebswirtschaftliche und steuerli-
che Aspekte, Gemeinschaftsgrün-
dungen.

Alle Seminare sind als Tagessemina-
re konzipiert. Höchstens 20, mindes-
tens 6 Personen. Gebühren: Mitglie-
der 13 Euro, Nichtmitglieder 60 Eu-
ro. Ort jeweils: ver.di-Landesbezirk. 
Anmeldung: Tel.: 030/8866-4106, 
Mail: andreas.koehn@verdi.de, Post: 
ver.di Berlin-Brandenburg, FB 8, Kö-
penicker Str., 30, 10179 Berlin

	 Th e at e r  u n d  B ü h n e n

Berliner Theater wohin? Talkrunde 
mit Kultursenator Klaus Lederer. Ver-
anstaltung mit der Rosa-Luxemburg-
Stiftung im Salon der Stiftung, ND-
Gebäude, Franz-Mehring-Platz 1. 
Termin: 15. Mai, 18 Uhr.   

	 M e d i e n g a l e r i e

Ausstellungen »Fukushima, Tscher-
nobyl und wir – die Katastrophe ist 
noch lange nicht vorbei«, von .aus-
gestrahlt – gemeinsam gegen atom-
energie. 2.3.-31.3.2017
 »Plakate zur Zeit«. Internationale 
politische Plakate, plakat sozial, Leip-
zig. 6.4. – 19.5. Eröffnung 6.4., 18 Uhr
 »Vor 50 Jahren – 2. Juni 1967«. 
23.5. – 22.6. Eröffnung 23.5., 18 Uhr 

Lesungen »Autoren gegen den 
Krieg«. Mitglieder des Verbandes 
deutscher Schriftsteller (VS), Berlin
lesen Texte gegen den Krieg. 
30.3.2017, 19 Uhr
»Leben in der Kaderschmiede«. Wer-
ner Peplowski liest aus seiner Auto-
biografie. 27. 4., 18.00 Uhr

MedienGalerie, Dudenstr. 10, 10965 
Berlin, U-Bahn Platz der Luftbrücke, 
www.mediengalerie.org

	 L i t e r atu r

Treffen Berliner und Brandenburger 
Schriftsteller in Blossin. 17. – 19. 3. 
2017. Näheres unter www.vs-berlin-
brandenburg.de

ver.di-Literaturpreis 2016: Der mit 
5.000 Euro dotierte, fürs Kinder- und 
Jugendbuch ausgeschriebene ver.di-
Literaturpreis Berlin-Brandenburg 
geht an die Autorin Ute Krause für 
»Die Muskeltiere«. Preisverleihung: 
6. April, Saal Othello, ver.di Bundes-
verwaltung, Paula-Thiede-Ufer 10, 
10179 Berlin.

Lesung »Tischgedichte« von der 
Lyrik-Gruppe Copyright im Galerie-
Restaurant GM 32. Es lesen: Günther 
Bach, Wolfgang Fehse, Frederike 
Frei, Gabriele Fritsch-Vivié, Dorle 
Gelbhaar, Reinhild Paarmann, Jutta 
Rosenkranz und Armin Strohmeyr. 
11.4., 19 Uhr, Gutsmuthstraße 26, 
12163 Berlin.. Eintritt 5,-€, /3,-€.

	 A kt i ve  E r w e r b s lo s e

Erwerbslose von ver.di Berlin tref-
fen sich jeden 2. und 4. Donnerstag, 
17.30 Uhr, ver.di-Landesbezirk, Kö-
penicker Str. 30. Kontakt: Ulla.Pingel@
gmx.de, Tel. 0174/5 61 65 79; Heike 
Wagner: wagner.heike61@web.de

	 S e n i o r e n

Mitgliederversammlungen: 27. 3., 
12.6. Vorstandssitzungen: 13.3., 
15.5. Jeweils 11 Uhr, ver.di-Landes-
bezirk, Köpenicker Str. 30 

Frühlingsboten schweben ein! Erste mutige Störche haben ihr Nest bezogen. 
Die Aufzucht der Jungen ist dann ein interessantes Sommerschauspiel – unter-
brochen von der Lektüre des nächsten, nicht minder interessanten Sprachrohrs. 
� Foto: Nora Erdmann



s p r a c h r o h r16 1  |  17A l l e s  w a s  R e c h t  i s t

Alarmierende Ergebnisse brachte 
eine aktuelle Studie des Wirt-

schafts- und Sozialwissenschaftlichen 
Instituts (WSI) der Hans-Böckler-Stif-
tung zutage. Die Hälfte der Minijob-
berinnen und Minijobber verdiente 
2015 weniger als 8,50 Euro die Stun-
de und damit weniger als den ge-
setzlichen Mindestlohn.

In Berlin und Brandenburg arbei-
ten über 336.000 Menschen in Mi-
nijobs, über 238.000 von ihnen sind 
ausschließlich geringfügig beschäf-
tigt. Dabei liegen die Zahlen für Ber-
lin bei 210.643 für die Minijobber und 
146.718 für die Geringbeschäftigten 
und in Brandenburg bei 125.966 bzw. 
91.671.

Die WSI-Analyse beruht auf zwei 
großen Haushaltsbefragungen. In ei-
ner vom Deutschen Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) organisierten 
Erhebung wurden 27.000 und bei 
den vom Institut für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung (IAB) betreuten 
PASS Daten 13.000 Personen zu ih-
rer Lebens- und Arbeitssituation be-
fragt, darunter viele im Niedriglohn-
sektor Tätige. 

Verstöße gegen das Mindestlohn-
gesetz sind vor allem im Gastgewer-
be und Einzelhandel zu finden. Sie 
treten häufiger in Kleinbetrieben bis 
zu zehn Beschäftigten auf, folgert die 
Studie. Betroffen sind zudem die vom 
Mindestlohn zunächst ausgenomme-
nen Branchen im ersten Halbjahr 
2015, darunter Friseursalons, Land- 
und Forstwirtschaft, Zeitungszustel-
lung, Fleischindustrie, für Ostdeutsch-
land auch die Leiharbeitsbranche, 
Wäschereien und Textilwirtschaft. 

Betriebe können auf die durch das 
Mindestlohngesetz neuen Lohnbe-
dingungen mit Arbeitszeitreduzie-
rung reagieren, um trotz Lohnerhö-
hung bei den Minijobs unter 450 Eu-
ro zu bleiben. Auch Beschäftigte 
können ihre Arbeitszeit dahingehend 
reduzieren – oder in versicherungs-
pflichtige Arbeitsverhältnisse wech-
seln. Allerdings legen die Ergebnisse 
der Studie die Schlussfolgerung na-
he, dass zahlreiche Betriebe einfach 
die Mindestlohngesetzgebung um-
gehen. Zwar ging der Anteil der Mi-
nijobber mit einem Stundenverdienst 
unter 8,50 Euro von 60,9 Prozent im 
Jahr 2014 auf 48,5 Prozent 2015 zu-
rück. Allerdings verdeutlichen alter-
native Berechnungen, die verzöger-
te Anpassungen der Unternehmen 
auf die neuen Lohnbedingungen ein-
kalkulieren, dass immer noch 44 Pro-
zent der Minijobber sich mit einem 
nicht gesetzeskonformen Lohn be-
gnügen müssen. 4,8 Prozent der ge-
ringfügig Beschäftigten erhielten so-
gar weniger als 3,50 Euro, 15,3 Pro-
zent einen Stundenlohn zwischen 
3,50 und 5,50 Euro. Vielen entgeht 
dadurch ein relevanter finanzieller 
Betrag, auf den sie einen Rechtsan-
spruch haben. »Die Einführung des 
Mindestlohngesetztes hat bei den 
Minijobbern Löhne unter 8,50 Euro 
nicht verhindern können«, konsta-
tiert die Studie. Offensichtlich reiche 
es nicht aus, Mindestlöhne per Ge-
setz vorzuschreiben.

Die DGB-Vorsitzende für Berlin 
und Brandenburg, Doro Zinke, be-
zeichnet die Daten als alarmierend. 
»Der Mindestlohn ist die unterste 

Haltelinie und muss für alle Beschäf-
tigten durchgesetzt werden. Umge-
hungen des Mindestlohns kommen 
leider immer wieder vor – von offe-
ner Verweigerung legaler Bezahlung 
über unbezahlte Überstunden zur 
Unterschlagung des gesetzlichen 
Mindesturlaubs ist alles dabei.« Die 
aktuelle Studie sei erschreckend, weil 
sie das enorme Ausmaß des Lohn-
betrugs zeigt. »Wir brauchen drin-
gend mehr wirksame Kontrollen 
durch den Zoll. Wenn der gesetzliche 
Mindestlohn unterlaufen wird, ist 
das schlicht illegal.« 

Steffen Damm von der Rechtsab-
teilung des ver.di-Landesbezirkes Ber-
lin-Brandenburg schließt sich dieser 
Auffassung an: »Die Durchsetzung 
des Mindestlohns setzt eine wirksa-
mere Kontrolle durch den Zoll vor-
aus, was eine bessere – auch perso-
nelle – Ausstattung erfordert.« Es sei 
kein Zufall, dass Missstände beson-
ders in Kleinbetrieben festzustellen 
sind. »Hier erweist sich die Entschei-
dung des Gesetzgebers, der seit 
2004 den Schwellenwert im Kündi-

gungsschutzgesetz von fünf auf zehn 
Beschäftigte angehoben hat, ein wei-
teres Mal als fatal für den Arbeitneh-
merschutz. Wer als Beschäftigter in 
einem Kleinbetrieb einer Kündigung 
durch den Arbeitgeber nahezu schutz-
los ausgeliefert ist, wird sich während 
des bestehenden Arbeitsverhältnisses 
schwer tun, seine Rechte aus dem 
Arbeitsverhältnis einzuklagen.«

Als positiv wertet der ver.di-Rechts-
anwalt jedoch, dass Ansprüche auf 
Zahlung des Mindestlohnes nicht un-
ter eventuelle Regelungen zu Aus-
schlussfristen fallen. »Auch nach Be-
endigung des Arbeitsverhältnisses bis 
zur Verjährungsgrenze können sie 
noch durchgesetzt werden.«

In einer Reihe von Verfahren ist der 
ver.di-Rechtsschutz auch in Berlin und 
Brandenburg dabei, Ansprüche der 
Mitglieder auf Zahlung des gesetzli-
chen Mindestlohnes durchzusetzen.

In jedem Fall sollten sich Minijob-
berinnen und -jobber bei Zweifeln 
bei ihrer zuständigen Gewerkschaft 
melden. Als Mitglied erhalten sie dort 
sachkundige Unterstützung.� B.E.

Haltelinie wird gerissen
 Studie: Minijobber oft um Mindestlohn geprellt

Forderung Mindestlohn bleibt aktuell� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de
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